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Unter den Großlagerhaltern, die neben 
der näheren Umgebung 
Sachsen, Mecklenburg — seit Jahrzehnten 
vor allem den Wirtschaftsraum des deut- 
schen Ostens, wie Pommern, Schlesien, 
Ostpreußen und jetzt wieder Danzig- 
Westpreußen und das Wartheland, mit 
Emaillegeschirren und sonstigen haus- und 


- Brandenburg, 


landwirtschaftlichen Artikeln versorgen, 
steht die 1888 gegründete Firma Franz 
Glinicke, Sohn & Co., G. m. b. H., Berlin 
O 17, mit Lägern in Breslau‘ und Dresden 
mit an erster Stelle. 


Mit Stolz kann der „Emaillehof“ (Tel.- 
Adr.) darauf verweisen, daß auch die alte 
Kundschaft im deutschen Osten, die durch 
das Versailler Diktat vor mehr als 20 Jahren 
weggerissen wurde, sich gern der Ge- 
schäftsbeziehungen von ehedem erinnert 
und unmittelbar nach der Befreiung von 
der polnischen Herrschaft die alten Ver- 
bindungen wieder aufgenommen hat. Ein 
schöner Beweis für die im „Emaillehof“ 
stets gepflegte alte kaufmännische Tra- 
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dition der persönlichen Fühlung zwischen 
Lieferanten und Abnehmer, die auch durch 
bevorzugte Lieferungen in diese wich- 
tigen Aufbaugebiete besonders verstärkt 
wird. 


Der ‚„Emaillehof“ gilt in der Branche 
als Begriff der Leistungsfähigkeit! Wer 
die sich weit ausdehnenden Läger- des : 
Berliner Stammhauses sowie die Läger 
in Breslau und Dresden kennt, ist über- 
zeugt, daß hier ein Großhandel im wahrsten 
Sinne des Wortes wirkt, der seine ur- 
eigenste Funktion als Großlagerhalter in 
vorbildlicher Weise erfüllt. Ein Groß- 
handel, bei dem in mehr als 50jähriger 
Tätigkeit durch engste Beziehungen zur 
Produktion die Menge das Wort spricht 
und bei dem die Umsatzleistung und der 
Warenumschlag die vorteilhafte Waren- 
versorgung ermöglicht. 

Voller Einsatz aller Kräfte während des 
Krieges und zielbewußte weitere Aufbau- 
arbeit nach siegreichem Frieden werden 
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bei den obigen Stellen. 
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"Adolf Hitler — der Feldherr 


Der Führer 
bei seinen Soldaten 


Foto Weltbild 


Wieder jährt sich am 20. April der Tag, der dem deutschen Volke so recht 
der Anlaß tiefer Dankbarkeit sein muß. Der Geburtstag des Führers gibt den 
deutschen Menschen, wo immer sie auch leben, die Erinnerung an jene Zeit 
wieder, da sich das Deutsche Reich unter dem Würgegriff der Feinde befand 
und seine Zukunft so hoffnungslos erschien, daß pessimistische Geister glaubten, 
das deutsche Volk habe für immer seine Rolle in der Geschichte ausgespielt. 


Adolf Hitler, der unbekannte Soldat des Weltkrieges, hat das Reich und alle 
Deutschen dann in der für die Geschichte so unerhört kurzen Spanne von sieben 
Jahren nicht nur zu einem gleichberechtigten Faktor der europäischen Welt 
emporgehoben; auch als ordnungsbildende Macht tritt Deutschland heute in die 
Erscheinung. Die deutschen Heere, geführt von dem Feldherrn Adolf Hitler, 
setzen heute an die Stelle morscher unhaltbarer Ordnungen einen neuen Geist 
der Völkergemeinschaft, dessen Siegeszug unaufhaltsam sein wird. Der Führer 
befindet sich heute in einer schöpferischen Arbeit ohnegleichen. Er braucht 
keine Lobhudeleien an diesem seinem Kriegsgeburtstage. Wir wollen ihm aber 
das ernste Versprechen erneut bekunden, ihm auf seinem Wege in eine bessere 
Zukunft unseres Volkes treu und gehorsam zu folgen. Adolf Hitler — Sieg Heil! 
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Deutschlands Handelspolitik im Kriege 


Der Gedanke einer organischen Zusammenarbeit auf langfristiger Planungsgrundlage 
konnte im Jahre 1940 bereits durchgesetzt werden 


Von Dr. Max Grünbeck, Auswärtiges Amt, Berlin 


Vor wenigen Wochen schrieb eine ausländische Zeitung die Sätze: „Es ist 
eine der bemerkenswertesten Wirtschaftstatsachen des verflossenen Kriegsjahres, 
daß es Deutschland gelungen ist, durch Intensivierung seines Wirtschafts- 
verkehrs mit den europäischen Ländern das Volumen seines Außenhandels trotz 
des Ausfalls der überseeischen Märkte während des Krieges sowohl in der 
Ausfuhr als auch in der Einfuhr wieder nahezu an die Höhe des Vor- 
kriegsstandes heranzuführen. Der handelspolitische Einfluß der deutschen 
Kriegsgegner ist (hingegen gegenwärtig in Europa “fast überall ausgeschaltet, 
so daß Deutschland die Ausfuhrwaren fast aller europäischen Länder zum 
größten Teil zufallen. Die Verstärkung der innereuropäischen Wirtschafts- 
beziehungen wird erleichtert durch den Ausbau des deutschen Ver- 
rechnungsverkehrs, der im zurückliegenden Jahr durch die Schaffung 
einer Verrechnungszentrale in Berlin von den äußerst starren Formen eines 
bisher zweiseitigen Clearings zur viel elastischeren mehrseitigen Ver- 
rechnung übergegangen ist. Elf europäische Länder rechnen heute bereits 
ihren Außenhandel mit Deutschland und untereinander über das Berliner 
Zentralclearing ab. Auch der deutsch-russische Handel wird über 
Reichsmark-Sonderkonto abgewickelt. Das Pfund und andere Devisen sind aus 
dem europäischen Handelsverkehr fast gänzlich ausgeschaltet worden, während 
die Reichsmark dominiert. Bei allen Verhandlungen haben sich die Regierungs- 
ausschüsse, die in allen Wirtschaftsvereinbarungen vorgesehen wurden, die 
Deutschland in den letzten 61 Jahren mit Nachbarländern abschloß, bewährt.“ 

Sehr zu Recht verweist das ausländische Blatt am Schluß dieser wahrhaft 

glänzenden Beurteilung der deutschen Außenhandelslage am Ende des Jahres 
1940 auf die unmittelbar nach der Machtergreifung durch den National- 
sozialismus eingeschlagene neue Richtung der deutschen Handelspolitik. Nach- 
dem in den Jahren vor 1933 Deutschlands handelspolitische Lage einmal durch 
die unausbleiblichen Folgewirkungen des Versailler Vertrags und der Repa- 
rationszahlungen auf die innerdeutsche Wirtschaftskraft und andererseits durch 
den immer mehr verschärften Protektionismus -der wichtigsten Absatz- und 
Bezugsländer zunehmend schwieriger geworden war, hatte sich die Notwendig- 
keit des Einschlagens einer neuen handelspolitischen Linie zwingend ergeben. 
Dies um so mehr, als sich gerade die großen Rohstoffländer dem deutschen 
Handel immer mehr verschlossen hatten; die Vereinigten Staaten durch 
‚ ihre 1930. beginnende prohibitive Schutzzollpolitik; England durch seine 
Abwertung, den Übergang zum Schutzzoll und die Errichtung seines Empire- 
| Präferenzsystems im Ottawa-Abkommen von 192; Frankreich und 
andere Staaten durch ihre Kontingentspolitik. Als selbst die Londoner 
Weltwirtschaftskonferenz von 1933  ergebnislos verlief, blieb 
Deutschland, das bereits infolge aller dieser weltwirtschaftlichen Schwierigkeiten 
zur Einführung der Devisenzwangsbewirtschaftung gezwungen war, nur noch 
die Möglichkeit einer Hilfe aus eigener Kraft durch eine ‚grundlegende 
` Neuorientierung seiner Außsenhandelspolitik. 
Es schuf sich damals seinen neuen außenhandelspolitischen Grundsatz: 
Keine Einfuhr, die nicht durch Ausfuhr bezahlt werden kann, und Einfuhr nur 
aus solchen Ländern, die bereit sind, eine Bezahlung iy deutschen Waren 
anzunehmen! 

Daraus erwuchs ‘naturgemäß die Kontrolle des urn und Zahlunge 
verkehrs mit der Notwendigkeit dauernder Überwachung und Regelung. In 
rascher Folge entstanden daraufhin eine größere Zahl von Abkommen über den 
Warenaustausch und den Zahlungs- und Verrechnungsverkehr, die zu den alten 
Handelsverträsgen ergänzend hinzutraten. 

Die neue, planmäßig auf einen Ausgleich der deutschen Handelsbilanz 
abgestellte Handelspolitik hat vor allem in überraschend kurzer Zeit zu einer 
erheblichen Verlagerung der einstigen überseeischen Lebensmittel- und Rohstoff- 
bezüge Deutschlands nach dem europäischen Raum geführt, wodurch es allein 
möglich wurde, den mit der nationalsozialistischen Machtergreifung immer 
mehr sich verschärfenden wirtschaftlichen Boykott der großen westlichen 
Rohstoffmächte wirkungslos zu machen und den gewaltigen wirtschaftlichen 
Aufbau der letzten Jahre durchzuführen. 

Der schwerste Schlag gegen das schon lange Zeit vor Kriegsausbruch 
sorgfältigst vorbereitete wirtschaftliche Erdrosselungssystem war bereits einige 
Wochen vor der britisch-französischen Kriegserklärung die Unterzeichnung des 
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deutsch-sowejtrussischen Kreditabkommens vom 19. August 1939. Mit dieser 
grundlegenden Wirtschaftsvereinbarung war der um Deutschland 
gedachte Ring nicht mehr da und der durch Englands völkerrechtswidrige See- 
kontrolle unterbundene deutsche Handelsverkehr in der Ein- und Ausfuhr zu 
einem sehr erheblichen Teil wieder ausgeglichen. 

Die von der deutschen Handelspolitik seit 1933 eingeschlagene Linie konnte 
auch nach Ausbruch des jetzigen großen Kampfes ohne wesentliche Änderungen 
beibehalten werden. Noch in den ersten Kriegsmonaten 1939 war es in einer 
Reihe von Regierungsausschußverhandlungen gelungen, mit allen für Deutsch- 
lands Handel im Kriege wichtigeren Partnern zu den notwendigen Anpassungen 
des Waren- und Zahlungsverkehrs an die neuen Verhältnisse zu kommen, wobei 
die bestehenden Verträge in ihren Grundzügen nie änderungsbedürftig waren. 

Während des Jahres 1940 hat dann der Verlauf der kriegerischen Ereignisse‘ 
auf dem europäischen Kontinent auch die Entwicklung der deutschen Außen- 
handelspolitik naturgemäß mitbestimmt. 

Nachdem im Januar 1940 die alljährlich üblichen Wirtschaftsverhandlungen 
mit Italien eine der beiderseitigen Lage im Kriege angepaßte Regelung des 
Warenaustausches gebracht, wobei Italien als damals noch nicht kriegführendes 
Land von ganz besonderer Bedeutung für den deutschen Außenhandel war, 
folgte im Februar das große Wirtschaftsabkommen mit der Sowjetunion, 
das die Lieferung großer Mengen wichtigster Rohstoffe sowie Nahrungs- und 
Futtermittel sicherstellte. 

Als Antwort auf die britischen Erpressungsversuche an Italien verpflichtete 
sich Deutschland im März durch die Unterzeichnung eines Kohlenlieferungs- 
protokolls zur Lieferung des gesamten Kohlenbedarfs des Verbündeten. Die 
nunmehr ein volles Jahr lang ohne die geringsten Unterbrechungen planmäßig 
auf dem Bahnweg durchgeführten deutschen Kohlenlieferungen sind 
ein glänzender Beweis für die gewaltige wirtschaftliche Leistungskraft des 
Reiches und die unzerstörbare Verbundenheit der beiden Achsenmächte. 

Vor eine Reihe neuer Problemstellungen wurde die deutsche Handelspolitik 
durch die Auswirkungen der militärischen Ereignisse im April und Mai 1940 
gestellt. Norwegen, die Niederlande, Belgien und ein großer Teil Frankreichs 
wurden von den deutschen Armeen besetzt, für die Regelung der Außenhandels- 
beziehungen dieser Gebiete war nunmehr Deutschland zuständig. Die völlige 
Verdrängung Englands vom europäischen Kontinent durch den 
Sieg im Westen und die Sperrung des Mittelmeers für den britischen Handels- 
verkehr durch den Kriegseintritt Italiens hat dann überall in Europa, im Norden 
und im Südosten, eine Reihe weiterer Fragen aufgeworfen, denen die deutsche 
Hardelspolitik gerecht werden mußte. Die europäischen Länder hatten keine 
Möglichkeit mehr, ihre Erzeugnisse nach England abzusetzen und konnten 
ebenso auch keine Lieferungen mehr von dort erhalten, so daß sie zwangsläufig 
sowohl hinsichtlich des Absatzes ihrer Ausfuhrgüter als auch hinsichtlich der 
Deckung ihres Einfuhrbedarfs auf den sroßdeutschen Markt gedrängt wurden. 

Es war eine Aufgabe der Handelspolitik, durch die Festsetzung 
neuer Kontingente und die Schaffung neuer Absatz- und Bezugsmöglichkeiten 
unter sorgfältiger Abstimmung des gegenseitigen Bedarfs und unter Berück- 
sichtigung der besonderen Kriegsverhältnisse die Möglichkeiten für eine Erwei- 
terung des europäischen Handelsverkehrs mit Deutschland zu schaffen und 
damit auch den einzelnen Ländern ‘bei der Meisterung ihrer manchmal 
‚schwierigen wirtschaftlichen Aufgaben zu helfen. Es ist nicht verwunderlich, 
daß daher bald nach dem Abschluß der Kämpfe im Westen im Herbst 1940 
eine rege handelspolitische Aktivität Deutschlands einsetzte. 

Bereits Ende Juli 1940 konnte mit der Türkei, mit der genau ein Jahr 
lang ein vertragloser Zustand bestand, ein Sonderabkomrıen über den Waren- 
verkehr abgeschlossen werden, das den beiderseitigen Handelsumfang auf je 
21 Millionen Türkpfund festsetzte. In bald darauffolgenden Besprechungen mit 
allen Südostländern ist es dann gelungen, die veränderte Außenhandelslage den 
jeweiligen Bedürfnissen entsprechend einer allerseits befriedigenden Lösung zuzu- 
führen, wobei als wesentlichstes Ergebnis für den deutschen Außenhandel die 
Neufestsetzung der Verrechnungsmarkkurse im Südost- 
raum als Vorbedingung für den erstrebten multilateralen Verrechnungsverkehr 
zu buchen war. 

Es war vor allem auch gelungen, diesem erstrebten multilateralen Ver- 
rechnungsverkehr eine erste verheißungsvolle Grundlage zu schaffen, indem 
zunächst eine zentrale Verrechnung über den Warenverkehr der Südostländer 
mii den von Deutschland besetzten Gebieten über Berlin vereinbart werden 
onnte. 

In rascher Folge wurden dann Wirtschaftsverhandlungen mit der Schweiz, 
Dänemark, Iran, Schweden, Rumänien, Ungarn, Italien und Frankreich zum 
Abschluß gebracht. Allgemein kann für alle diese Verhandlungen festgestellt 
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werden, daß sie jeweils eine beträchtliche Erweiterungs.des deut am 
schen Handelsverkehrs mit den verschiedenen Ländern 
brachten. Bezeichnend dafür ist die Tatsache, daß sich im vergangenen Jahr 18 
Umsatz im deutsch-schwedischen Clearing gegenüber dem Vorjahr um mehr als 
40 v.H. erhöhte und daß bei den letzten Besprechungen eine weitere Steigerung 
des Warenaustausches vereinbart werden konnte; auch Finnland verzeichnete 
eine starke Steigerung seines Warenaustausches mit Deutschland; die Slowakei 
wickelte etwa 80 v.H. ihres Gesamtaußenhandels mit Deutschland ab; selbst 
bei der Schweiz ist Deutschland weitaus an die erste Stelle im Außenhandel 
getreten, und es ist für die fast unbegrenzte Aufnahmefähigkeit des deutschen 
Marktes bezeichnend, daß die Schweiz heute sogar einen erheblichen Teil ihrer 
industriellen Erzeugung in Deutschland absetzen kann. 

Die deutsche Handelspolitik des Jahres 1940 hat vor allen Dingen klar 
gezeigt, daß die Zeit der zwischenstaatlichen Handelsverträge alten Stils vorüber 
ist und immer mehr durch neue Konstruktionen abgelöst wird. 

Diese neuen handelspolitischen Zielsetzungen sind vor allem in den land- 
wirtschaftlichen Entwicklungsabkommen in Erscheinung getreten, die Deutsch- 
land mit Ungarn und Italien abgeschlossen hat, sowie in dem Protokoll über die 
deutsch-rumänische Zusammenarbeit bei der Durchführung eines 
Zehnjahresplanes für den Aufbau der rumänischen Wirtschaft und in gleicher 
Weise auch beim Abschluß einer Reihe anderer, auf langfristiger Planung 
beruhender Wirtschaftsvereinbarungen mit den Südostländern. 

Der Gedanke einer organischen Zusammenarbeit auf lang- 
fristiger Planungsgrundlage konnte im vergangenen Jahr bereits stark zur Durch- 
setzung gebracht werden und schafft zweifellos die besten Voraussetzungen für 
die Verwirklichung der erstrebten großzügigen europäischen Ergänzungswirt- 
schaft unter Ausschaltung aller Konjunkturen und Weltmarkteinflüsse. Die 
Tatsache. daß trotz des Krieges die deutsche Handelspolitik beim Abschluß fast 
aller Wirtschaftsverträge der letzten Zeit in der Lage war, Ergänzungen auf 
weite Sicht zu planen und anzustreben, ist ein eindrucksvoller Beweis 
der wirtschaftlichen Stärke des Reiches und der sich sieghaft im 
europäischen Raum durchsetzenden neuen Ideen seiner Wirtschafts- und 
Handelspolitik. 

Ein nicht minder bedeutungsvolles Ergebnis deutscher Handelspolitik im 
Kriege ist die wachsende Bedeutung der Reichsmark im europäischen Zahlungs- 
verkehr und der Ausbau eines mehrseitigen Verrechnungsverkehrs mit Berlin 
als Verrechnungszentrale, dem sich bereits 13 Länder angeschlossen haben. 

Die im neuen Jahr bereits wieder getätigten handelspolitischen Vertrags- 
abschlüsse mit Schweden, Rußland und Italien beweisen eindeutig, 
daß Deutschlands neue handelspolitische Richtung zielbewußt und erfolgreich 
weitergeführt wird und kraftvoll auf das künftige Ziel einer allen Gliedern 
gleichmäßig zum Vorteil und zum Wohlstand dienenden Wirtschaftsgemeinschaft 
des neuen Europas zusteuert. 

Die Tatsache, daß Deutschlands Außenhandel trotz der englischen Blockade 
und der Unterbindung des deutschen Handelsverkehrs mit überseeischen Ländern 
schon im vergangenen Jahr den Vorkriegsumfang wieder erreichen konnte, ist 
der unwiderleglichste Beweis für den Erfolg und die Zweckmäßigkeit 
der deutschen Handelspolitik vor und im Kriege. Sie hat die alte wirtschaftliche 
Vorherrschaft Englands über Europa bereits gebrochen und läßt an ihre Stelle 
eine Wirtschaftsgemeinschaft treten, die den wahren Interessen der europäischen 
Völker entspricht und ihrer Wohlfahrt besser dient. 


aller neuzeitlichen Bauarten injeder 
gewünschten Abmessung, für Gos, 
Dampf, Kohle und kombinierte Be- 
heizung. 


ERRUN 
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Zeitfragen 


Die Neuordnung hat neben der nationalen auch eine europäische Be- 
der deutschen deutung. Während im strengen Wihter 1939/40 
Kohl Bann infolge der langandauernden Vereisung der Wasser- 

ohlenwirtschaft straßen und der Inanspruchnahme der Eisenbahnen 
für Wehrmachtzwecke die Kohlenversorgung der deutschen Bevölkerung recht 
unbefriedigend war, konnte für den eben zu Ende gehenden Winter eine geord- 
nete Belieferung der Verbraucher mit Kohle im allgemeinen gesichert werden. 
Da aber auch das hierbei zur Anwendung. gebrachte Punktsystem noch zu 
mancher Beschwerde Anlaß gab, ist jetzt durch den Reichsmarschall Hermann 
Göring, als dem Beauftragten für den Vierjahresplan, dem alle Wirtschafts- 
maßnahmen unterstehen, eine Neuordnung der Kohlenwirtschaft und Kohlen- 
verteilung angeordnet worden. Die deutsche Kohlenwirtschaft wird in Zukunft 
geleitet von dem Reichsbeauftragten für Kohle, dem 'Generaldirektor der 
Hermann-Göring-Werke Paul Pleiger, der gleichzeitig Vorsitzender der von 
sämtlichen Kohlenproduzenten des Deutschen Reiches gebildeten „Reichsver- 
einigung Kohle“ ist. Diese Reichsvereinigung ist ein Selbstverwaltungskörper 
des Kchlenbergbaues, der die Verantwortung für die Produktion trägt. Er hat 
sich zur Aufgabe gestellt: 1. die Kohlenförderung zu steigern, 2. die Lebens- 
grundlagen des Bergmannes zu verbessern, 3. den Absatz und die Verteilung 
zu lenken, 4. für die festen Brennstoffe einen Verkehrsplan auszuarbeiten. 
Statistik, Mitarbeit bei allen Großprojekten auf Kohlenbasis und die Über- 
wachung der Durchführung der getroffenen Maßnahmen, gehören ebenfalls zum 
Aufgabenbereich der ‚„Reichsvereinigung Kohle“. Die Durchführung der Auf- 
gaben wird mehreren Ausschüssen übertragen. In der Reichsvereinigung ist 
sowohl der Handel wie auch die Deutsche Arbeitsfront im Präsidium vertreten, 
so daß alle Interessen gleichmäßig gewahrt bleiben. Die Versorgung der Ver- 
braucher wird durch den Handel geregelt, der Bedarf wird durch die einzelnen 
Wirtschaftsämter festgesetzt, so daß im neuen Wirtschaftsjahr mit einer 
zufriedenstellenden Lösung dieser wichtigen Frage gerechnet werden kann. 
Deutschlands Kohlenwirtschaft stellt einen überaus wichtigen Faktor im 
Gesamtwirtschaftsleben nicht nur des Großdeutschen Reiches, sondern Europas 
dar. Abgesehen von dem erhöhten Bedarf der eigenen, auf vollen Touren 
arbeitenden Industrie, muß Deutschland eine Reihe von Ländern mit Kohlen 
beliefern, die früher einen sehr großen Teil ihres Bedarfes aus England ein- 
geführt haben. Allein das Kohlenabkommen mit Italien erfordert eine monatliche 
Ausfuhr von durchschnittlich 1 Million Tonnen. Seit England‘ nicht mehr in 
der Lage ist, teils durch die Gegenblockade, teils durch*den Mangel an Schiffs- 
raum, teils durch seine eigenen Blockademaßnahmen seine früheren Absatz- 


märkte zu beliefern, hat die deutsche Kohlenwirtschaft zu einem beachtlichen . 


Teil die Lieferungen übernommen. Um sich ein Bild von dieser Leistung zu 
machen, sei angeführt, daß im Jahre 1938 England an folgende Staaten die 
nachstehenden Mengen Kohle ausgeführt hat (in Millionen Tonnen): Schweden 
2,8; Norwegen 1,8; Dänemark 3,9; Italien 2,3; Finnland 1,3; Belgien 0,6 und 


"Holland 0,9. Die Neuordnung der Kohlenwirtschaft soll auch diese Lieferungen 


für die Zukunft sichern. 


1 i - ist ein wirtschaftspolitisches Problem besonderer Art. 
2 Merk Nicht daß man in London und in Washington alles 
gung Erdenkliche getan hat, um erst Griechenland und dann 

auch Jugoslawien gegen die Achsenmächte in den Krieg hineinzuziehen, hat in 
der deutschen Öffentlichkeit Erstaunen hervorgerufen; daran konnte auf Grund 
der zahlreichen in Frankreich erbeuteten Dokumente kein Zweifel bestehen. 
Aber daß die britische und die nordamerikanische Regierung den beiden Mittel- 
meerländern Versorgungshilfe zusichern, erregt allgemeines Kopfschütteln. Man 
erinnere sich an die Zusage des nordamerikanischen Unterstaatssekretärs Sumner 
Welles an den jugoslawischen Gesandten in Washington vor einigen Wochen, 
daß die Wirtschaft der Union den beiden Balkanländern uneingeschränkt zur 
Verfügung stehe. Das war allerdings zu einer Zeit, in der die Truppen des 
Generals Wavell die Italiener aus Teilen der Cyrenaika verdrängt hatten, und 
als man sich in den angelsächsischen Ländern der Hoffnung hingab, die nord- 
afrikanische Küste bis zur Höhe Italiens und Siziliens besetzen zu können. 
Davon kann heute nach der Wiedereinnahme Benghasis durch deutsche und 
italienische Truppen nicht mehr die Rede sein. Aber schon damals mußte 
jedem Kenner der Verhältnisse — und auch nur der europäischen Geographie — 
klar sein, daß eine umfangreiche Versorgung Griechenlands oder gar Jugo- 
slawiens nach Eintritt dieser Länder in der Krieg gegen Deutschland eine 
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höchst zweifelhafte, wenn nicht gar aussichtslose Sache sei. Nachdem aber die 
afrikanische Nordküste bis nahe an die ägyptische Grenze für England verloren 
gegangen ist, errichtet sich zwischen der angelsächsischen Zufuhr und den 
griechischen und jugoslawischen Mittelmeerhäfen eine eiserne Wand, die zu 
durchbrechen »wenig aussichtsvoll ist. Die erste Aktion Deutschlands nach 
'Einschwenken Jugoslawiens in die angelsächsische Front war die Erklärung des 
nordöstlichen Mittelmeeres zur kriegsbedrohten Zone. Die letzten Wochen 
haben in zunehmendem Maße deutsche und italienische Fliegerangriffe auf 
britische Geleitzüge im östlichen Mittelmeer gebracht, und zwar auf einem Kurs, 
‘der von britischen Luft- und Seestreitkräften in den Gewässern um Cypern und 
Kreta herum verhältnismäßig leicht und wirksam geschützt werden konnte. 
Trotzdem haben diese Geleitzüge durch die Bomber der Achsenmächte schwere 
Verluste erlitten. Von diesem Kurs bis zu den griechischen Häfen (Athen, 
Piräus und besonders Saloniki, und zu den jugoslawischen Häfen (Dubrownik, 
Split usw.) ist aber ein beträchtlicher und mit der Entfernung ständig gefähr- 
lich werdender Weg. ' Dabei sind die Erfahrungen, die Polen, Norwegen, die 
Niederlande, Belgien und Frankreich im Krieg gegen das Deutsche Reich 
gemacht haben, überhaupt nicht berücksichtigt, d.h. die Möglichkeit, daß es 
Deutschland innerhalb weniger Wochen gelingen könnte, von der Landseite her 
jede überseeische Zufuhr nach den bekämpften Ländern zu unterbinden. Aus 
den Darlegungen der deutschen Presse ergibt sich, daß man in’ gewissen amt- 
lichen Kreisen — erheblich weniger in wirtschaftlichen Kreisen — Nord- 
amerikas die Lieferfähigkeit der Union nach den Uferstaaten des Mittelmeeres 
überschätzt. Wenn die Ausfuhrstatistik der Vereinigten Staaten in den letzten 
Vorkriegsjahren und im ersten Kriegsjahr für die gegen die Achsenmächte Krieg 
führenden Mittelmeerländer auch jetzt noch symptomatisch wäre, hätte man im 
Weißen Haus ein gewisses Recht, den beiden Balkanländern eine ausreichende 
Belieferung mit Rüstungsmaterial und mit Lebensmitteln, — beides ist erforder- 
lich — in Aussicht zu stellen. In der Tat haben nicht erst seit Beginn des 
Krieges, sondern bereits in den letzten Vorkriegsjahren die nordamerikanischen 
Lieferungen nach den Ländern des östlichen Mittelmeeres: Jugoslawien, Grie- 
chenland, Türkei, Syrien, Palästina und Aegypten, beträchtlich zugenommen. 
Man scheint sich in London und Washington keine Rechenschaft darüber 
abzulegen, in welchem Umfange eine solche Belieferung durch die Kriegs- 
gegnerschaft der Achsenmächte gegenüber den beiden erstgenannten Ländern 
gestört und überhaupt in Frage gestellt ist. 


Dstnräiselöp — Preispolitik — $ 22 KWVO 


Ihre Auswirkungen auf Danzig-Westpreußen 
Von Wirtschaftsreferent Dr. Paul Thalemann, Danzig 


Die Wirtschaft Danzig-Westpreußens und darüber hinaus die des ganzen 
angegliederten Ostens überhaupt war seit Beginn dieses Jahrhunderts in wäh- 
rungs- und preispolitischer Hinsicht zweimal vor die Tatsache grundsätzlicher 
Umstellungen gestellt. Dieses Wirtschaftsgebiet stand preis- und lohnmäßig zum 
übrigen Wirtschaftsgebiet des Reiches im „natürlichen Gefälle“. Der Weltkrieg 
führte erst in seiner Schlußphase auf wirtschaftspolitischem Gebiet zu Bewirt- 
schaftungsmaßnahmen, da eine wirtschaftliche Mobilmachung 1916 mit dem 
Hindenburg-Programm erfolgte und auch hier unter Belassung einer weit- 
gehenden privatwirtschaftlichen Handlungsfreiheit. Nach dem Weltkriege 
folgten rund zwanzig Jahre Zugehörigkeit zu einem neugebildeten Staats- und 
Wirtschaftsverband, die eine Umstellung in währungs- wie preispolitischer Hin- 
sicht notwendig werden ließ. Den letzten Wirtschaftseinschnitt brachte dann 
der September 1939 mit der Rückgliederung der Ostgebiete in das Grofßdeutsche 
Reich. Wieder war eine Umstellung der Wirtschaft des Ostens nötig, und zwar 
dieses Mal in zweierlei Hinsicht: Erstens Einordnung in das großdeutsche 
Währungs- und Preisgefüge und zweitens gleichzeitiger Einbau in die Kriegs- 
wirtschaft Deutschlands. 

Die genannten zwei Ausrichtungen der Umstellung beziehungsweise Einord- 
nung der Ostgebiete stehen nun nicht nebeneinander, sondern bedingen sich 
vielfach gegenseitig. Die erste wirtschaftspolitische Maßnahme der Rückgliede- 
rung war die Festlegung des richtigen Währungsverhältnisses. Hängt doch 
hiervon die Angleichung des Preisniveaus ausschließlich ab. Überbewertung 
würde die Preise heraufsetzen, die Kaufkraft mindern, den Handel nach dem 
Altreich erschweren. Unterbewertung würde dagegen neben gegenteiligen Aus- 
wirkungen vor allem die Produktion des angegliederten Gebietes stören. Die 
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richtige Festsetzung des Paritätsverhältnisses stand im Osten bekanntlich für 
zwei Währungen zur Frage, für den Danziger Gulden und für den Zloty. 

Die Angleichung des Preisniveaus des Gebietes des ehemaligen Freistaates 
Danzig wie des ehemals polnischen Gebietes war im .Laufe des vergangenen 
Jahres als abgeschlossen zu, betrachten. Die schrittweise Anpassung aller Ent- 
gelte an das Niveau der angrenzenden Preisgebiete des Altreichs — womit nicht 
gesagt ist, daß diese Anpassung sich zu einer Erhöhung der Preise usw. zu 
verstehen hatte; durch Abbau der bestehenden Zollschranken konnten viele 
Entgelte gesenkt werden — brachte aber vor allem für die wiedereingegliederten 
Ostgebiete — Danzig machte hier wieder eine Ausnahme — die Grundsätze der 
nationalsozialistischen Wirtschaftspolitik insbesondere der Preispolitik als Zen- 
tralproblem zur Geltung. Während im Altreich diese Grundsätze bereits 
mehrere Jahre die Lenkung der Wirtschaft beinhalten, verlangen sie von den 
eingegliederten Gebieten unmittelbar dieses neue Wirtschaftsdenken. Bestimmten 
hier bis vor kurzem noch Währung und Börse, freie Preisbildung über Angebot - 
und Nachfrage den Wirtschaftsverlauf, steht dem heute das Dogma des Wirt- 
schaftsdenkens als Verpflichtung zur Nation gegenüber, Jedes Wirtschaften 
erhält nämlich erst dann einen Wert, wenn die diese Tätigkeit auslösende Grund- 
haltung aus der Verpflichtung gegenüber der Gesamtheit entspringt. Die wirt- 
schaftlichen Gesamtinteressen einer Nation und die Interessen der Einzelnen 
dieser nationalen Volkswirtschaft laufen aber selten parällel; sie neigen immer 
zu stärkeren oder schwächeren Spannungen. Die Wirtschaftslenkung -des 
Staates zieht durch die Preise, die der Staat festsetzt und ständig beobachtet, 
die Grenzen, innerhalb der die sich ändernden Spannungen ausgeglichen werden. 
In Friedenszeiten wird die Wirtschaftspolitik den Produktionssektor, den Ver- 
teilungssektor und damit den Finanzsektor (Währung und Steuer) so lenken, ' 
daß die größtmögliche nationale soziale Wohlfahrt erreicht wird, daß aus Ein- 
kommen über die Preise die individuellen Ansprüche im geringsten 
Spannungsverhältnis zu den Bedarfsdeckungsmöglichkeiten aus der eigenen 
Wirtschaft stehen. Im Schicksalskampf einer Nation um ihre Lebensexistenz 
wie gegenwärtig Deutschland hat die Wirtschaftspolitik übergeordnete Auf- 
gaben. Die Lenkung der Wirtschaft erfolgt im Kriege nach Zielsetzungen, die 
sich ausschließlich aus der Erreichung des Sieges ergeben. Es braucht nicht 
belegt zu werden, daß. diese Zielsetzungen die Gemeinschaft der Nation und 
damit den Einzelnen ausschließlich angehen. Es ist daher selbstverständlich, daß, 
wenn für die Erreichung dieser Zielsetzung erforderlich, wirtschaftliche Eingriffe 
bei jedem Einzelnen notwendig sind. 


Tatsachen gelten für die Wirtschaftspolitik 


Die Wirtschaftspolitik kann nur mit Tatsachen rechnen. Wo Rohstoffe, 
Leistungen usw. nur begrenzt verfügbar sind, muß eben hausgehalten werden. 
Der Führer hat frühzeitig erkannt, welche Entwicklung die Geschichte aus dem 
Wiederaufstieg Deutschlands und aus dem Geltungsgewinn der nationalsozia- 
. listischen Idee nehmen wird und den Vierjahresplan verkündet. Alle wehrwirt- 
schaftlichen Kräfte wurden erschlossen und planmäßig mobilisiert. Industrielle 
und landwirtschaftliche Rohstofferschließung und Produktionsausweitung, Len- 
kung des Arbeitseinsatzes, Stabilisierung der Preise und Löhne, Ausrichtung des 
Außenhandels und Devisenbewirtschaftung auf ausschließlich _nationalwirt- 
schaftliche Erfordernisse und Sammlung einer Rohstoffreserve sind Leitpunkte 
des ersten Vierjahresplanes gleichwie des vom Führer am 18. Oktober 1940 
verkündeten zweiten Vierjahresplanes. 

In Verfolg der systematischen Lenkung der deutschen Wirtschaft wurde 
der allgemeine Preisstop erlassen. In der Wirtschaftsgeschichte etwas ganz 
Neues, da nicht mehr beim Unternehmer und Erzeuger der Primat der Preis- 
bildung lag. Der Staat lenkt durch seine Preispolitik, ließ da Preiserhöhungen 
zu, wo sie volkswirtschaftlich gerechtfertigt waren, z.B. bei höheren Rohstoff- 
‚preisen des Auslandes, Verarbeitung neuer deutscher Werkstoffe usw., nahm 
“dort Preisermäßigungen vor, wo es die Selbstkostenstruktur der Erzeuger zuließ, 
z.B. Preissenkung der Markenartikel usw. j 

Wenn sich bis zum Kriegsbeginn der Preisstop im allgemeinen bewährt hat, 
ergab sich im Zuge des Hineinwachsens der Volkswirtschaft in die Kriegswirt- 
schaft die Notwendigeit wie Verpflichtung, das Preisniveau (vor allem im Ver- 
hältnis zum Lohnniveau, das auf Befehl des Führers unverändert bleiben soll) 
unbedingt zu sichern. Der Preisstop mußte also schärfer gehandhabt werden: 
Eine Maßnahme nicht zum Schutze bestimmter Einkommensgruppen vor einer 
möglichen preismäßigen Ausnutzung als Folge der Bewirtschaftung bestimmter 
Güter durch die Rohstofflenkung auf die kriegswichtige Fertigung oder als 
vorbeugende Maßnahme gegen vielleicht privatkapitalistische Bestrebungen der 
Wirtschaft. Die Preisbildung in der Kriegswirtschaft findet in der Kriegswirt- 


201 


schaftsverordnung im $ 22 ihren Grundsatz. Dieser $ 22 enthält lediglich eine 
Generalklausel, die von der Verpflichtung ausgeht, daß alle Preise für Güter 
und Leistungen volkswirtschaftlich gerechtfertigt sein: müssen, daß ihre Bildung 
dem Grundsatz einer .kriegsverpflichteten Volkswirtschaft entsprechen muß. 
Der § 22 KWVO gibt keine Einzelvorschriften. Die bindende Verpflichtung 
besteht in einem Ausspruch des Führers, der auch der Einführung zur Kriegs- 
wirtschaftsverordnung voransteht: Keiner soll am Kriege verdienen, wenn de 
Soldat an der Front seine Pflicht tut! 


Die Bewirtschaftung des Preises 


Es ist selbstverständlich, daß der Preisstop nicht starr eingehalten werden 
kann. Es besteht an sich der Zwang, mit gegebenen Preisen alle Unkosten zu 
decken. Werden Güter, knapp, ist es nicht Aufgabe des Preises, zwischen 
Erzeugung und Produktion den Ausgleich zu schaffen. Da wird das Gut eben 
bewirtschaftet, das Kartensystem oder dergleichen eingeführt. Die dem Preis- 
kommissar für die Preisbildung zustehende Möglichkeit, Ausnahmegenehmigungen 
zu erteilen, ist und wird nur dann in Anspruch genommen, wenn sich tatsächlich 
aus der wirtschaftspolitischen Lenkung höhere Kostenfaktoren, z.B. durch den 
Vierjahresplan oder der Kriegsbewirtschaftung ergeben; wenn, wie schon an 
anderer Stelle gesagt, neue deutsche Werkstoffe verwendet werden müssen, die 
Rohstoffpreise gestiegen sind, erhöhter Maschinenverschleiß der Rüstungs- 
industrie erhöhte Abschreibungen bedingt usw. Die Richtlinien des $ 22 KWVO 
besagen im einzelnen, daß Preiserhöhungen nicht begründet werden können 
mit z.B. besonders fliegergefährdeter Lage, Bombenschäden, gewährten Lock- 
löhnen, besonderen Sozialaufwendungen, Ausweitung des Zwischenhandels, Än- 
derung der Qualität des Artikels oder Kopplungsgeschäften. Der Preiskommissar 
hat andererseits aber schon bestehende Kalkulationsgrundsätze geändert, z.B. 
bei der Spinnstoff- und Lederbewirtschaftung. Auch ist es nicht statthaft, daß 
ein Betrieb, der mehrere Artikel herstellt, jeden Artikel selbstkostenmäßig 
gesondert kalkuliert; er muß gegebenenfalls Gewinne eines Artikels für den 
anderen in der Herstellung teurer gewordenen Artikel verwenden. Der Preis- 
kommissar dringt überdies auf eine Verfeinerung des Rechnungswesens. Kalku- 
lationen über den Daumen sind künftig unmöglich. Bei Preiserhöhungs- 
anträgen sind genaue Aufschreibungen über Kalkulation und sonstige Preis- 
errtechnungsfaktoren erforderlich, um bei der Prüfung gegebenenfalls Ein- 
sparungs- oder Kostenausgleichsfaktoren zu berücksichtigen und vorzuschlagen. 
Der Unternehmer muß nach $ 22 KWVO mit den Stoppreisen auskommen, 
muß gegebenenfalls auf eigene Kosten rationalisieren, vor allem dann, wenn 
dadurch Preisermäßigungen erzielt werden können. Die Zugrundelegung der 
L.S.Ö.-Vorschriften hat durch die Festlegung von Richtlinien eines Kalkulations- 
schemas zu Preissenkungen geführt, da durch die L.S.Ö. dieser oder jene 
Zurechnungsaufschlag eines Kostenfaktors herabgesetzt wurde. 


Niedrige Kriegskosten 


Die Kriegswirtschaftsverordnung bringt dazu den Grundsatz, daß die Kriegs- 
kosten so niedrig zu halten sind wie nur irgend möglich. Rationellste Erzeugung, 
billigste Verteilung und geringste Gewinnspanne unter Verzicht auf einen Teil 
des friedensüblichen Gewinnes sind notwendig, um die Preise für Güter des 
öffentlichen wie privaten Bedarfes zu senken. Sämtliche erzielten Gewinne sind 
der Preissenkung zuzuführen, beziehungsweise sind abzuführen. Der Preis- 
kommissar hat die ersten Richtlinien zum $ 22 der KWVO erlassen. Die Unter- 
nehmer sind in dieser Preispolitik zuerst an ihre eigene Verantwortung gegen- 
über der kriegsverpflichteten Volkswirtschaft gebunden und haben selbst jede 
mögliche Preissenkung unaufgefordert und sofort zu veranlassen. Preise lebens- 
wichtiger allgemeiner Verbrauchsgüter sind bevorzugt zu senken. Für gebundene 
Preise, z.B. Kartellpreise ergehen besondere Richtlinien. Unterlassene Preis- 
senkungen trotz erzielter Gewinne (vgl. Dividendenausschüttungen, offene 
oder stille Rücklagen, hohe Abschreibungen oder soziale Sonderausschüttungen) 
sind nicht rückwirkend zu machen. Deshalb. besteht gleichfalls sofortige und 
unaufgeforderte Gewinnabführungspflicht. Preisstop und Gewinnstop des $ 22 
sind somit die Verpflichtung aus der Wirtschaftspolitik an jeden einzelnen in 
der Volkswirtschaft. 

Die Währungs- und Preisangleichung in den neuen deutschen Ost- 
gebieten ist schrittweise erfolgt. „Die örtlichen Stellen haben selbstver- 
ständlich der Preisentwicklung besonderes Augenmerk geschenkt, um Aus- 
wüchse zu unterbinden. Die Initiative blieb ‚den beauftragten Stellen selbst 
überlassen, bis am 12. Dezember 1940 der Erlaß zur Verordnung ‚über das 
Verbot von Preiserhöhungen in den eingegliederten Ostgebieten in Kraft trat. 
Daß der Preisstop auch hier eingeführt werden mußte, erwuchs aus der Tat- 
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sache, daß stetig die Bindungen zwischen den neuen Ostgebieten und dem 
Altreich intensiver wurden. Die deutsche Wirtschaftspolitik läßt sich bekannt- 
lich die Stützung der Ostwirtschaft besonders angelegen sein, wie es jüngst in 
den Osthilfesteuermaßnahmen zum Ausdruck kam. Der Preisstop in den ein- 
gegliederten Ostgebieten gilt rückwirkend vom 1. Oktober 1940 für sämtliche 
Arten von Entgelte. Soweit Entgelte oder Gebühren erstmals eingeführt werden, 
sind die Preisbildungsstellen angewiesen, nachzuprüfen, ob Notwendigkeiten der 
künftigen Genehmigung bestehen. 


Kein Programmpunkt, sondern Recht 


Die Ostpreisstopverordnung darf als die neueste Kodifizierung des Preisstops 
an sich angesehen werden und hat deshalb nicht nur Interesse für die Ost- 
gebiete, sondern für die Gesamtwirtschaft des Reichs. Nach der Ostpreisstop-VO 
ist das Fordern und Gewähren volkswirtschaftlich nicht gerechtfertigter Preise 
oder Entgelte für alle Güter und alle Leistungen verboten. Der Runderlaß 12/41 
vom 7.2.194]. stellt hierzu ausdrücklich fest, daß der Preisstop geltendes Recht 
und kein Programmpunkt ist. Im Osten wird der Stoppreis seine obere Be- 
grenzung in dem Preis finden, der im angrenzenden Altreichsgebiet besteht. 
Höhere Stoppreise können gesenkt werden, niedere Preise trotzdem auf ihre 
volkswirtschaftliche Rechtfertigung geprüft werden. Letzteres wird immer dann 
der Fall sein, wenn der Betrieb trotz niedriger Altreichsvergleichspreise Gewinne 
erzielt hat, so daß der $ 22 KWVO in Erwägung zu ziehen ist. Grundsätzlich 
ist die Tendenz obwaltend, das Preisgefälle des Ostens weitgehend zu erhalten. 
Sind Preise erhöht worden, um gerechte Lohnzahlungen zu sichern oder ange- 
messene Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse zu erhalten, findet der Ost- 
preisstop keine Anwendung. ` 

Eine Unterscheidung zwischen dem $ 1 des Ostpreisstop und dem $ 22 
der KWVO besteht in der Behandlung erzielter höherer Gewinne. Die Wirt- 
schaftspolitik anerkennt die Notwendigkeit, daß die Ostwirtschaft noch gewisse 
Kapitalreserven ansammeln muß, daß also Gewinne nicht zwangsmäßig der 
Preissenkung zugeführt werden müssen. Demgegenüber kann von den Preis- 
bildungsstellen angeordnet werden, daß Steuervergünstigungen zum Zwecke der 
Preissenkung verwendet werden, vor allem dann, wenn überhöhte Ostpreise auf 
den. Stand des Altreichs zu senken sind. Eine umfassende Darstellung der 
Re 103 interessanten Gegenwartsfragen ist leider im gegebenen Rahmen nicht 
möglich. 

Wie aus den Ausführungen hervorgeht, ist einerseits von der Wirtschafts- 
politik jüngst eine erhebliche Dynamik gerade auf dem Zentralgebiet des Preis- 
wesens ausgegangen. Zum Preisstop ist der Gewinnstop des $ 2 KWVO, 
getreten, womit erneut eindeutig die Verpflichtung der Volkswirtschaft an die 
Zielsetzung allen politischen Handelns der Gegenwart herausgestellt ist: Die 
Verpflichtung an die Gesamtheit der Nation in der Erreichung der alleinigen 
Zielsetzung der Erringung der Fragen. Verschiedene Fragen, die sich aus der 
Anwendung des § 22 KWVO ergeben, vor allem, wenn unter den neuen Be- 
stimmungen ein Gewinn überhöht ist, welcher Gewinn in der kriegsverpflich- 
teten Volkswirtschaft gerechtfertigt ist, werden zur Zeit mit dem Preis- 
kommissar und den einzelnen Zweigen und Branchen der gewerblichen Wirt- 
schaft verhandelt. Der Erlaß des Preisstops für die angegliederten Ostgebiete 
bezieht diese neuen deutschen Ostgebiete in die kriegsverpflichtete deutsche 
Volkswirtschaft endgültig ein. Sie bringt der Ostwirtschaft zweifelsohne neue 
Aufgaben und steigert die Verantwortung der einzelnen. Andererseits bringt 
der Ostpreisstop einen Abschluß in der preismäßigen Angleichung dieses Gebietes 
an das Altreich, bringt also eine Entwicklung, eine Umstellung zur Ruhe. Und 
wie aus den Ausführungen hervorgeht, werden überdies noch die Sonderbelange 
der Ostwirtschaft berücksichtigt. 

Die Ostwirtschaft wird das Ihrige an der Lösung beitragen und vor allem ihr 
Wirtschaftspotential besonders auf den Sektoren stärken, die sich gegenwärtig 
zur Stärkung des kriegswirtschaftlichen Potentials des Großdeutschen Reiches 
verstehen. Und wenn es geboten erscheint, Produktionen in wenigen, aber 
besseren und leistungsfähigeren Betrieben vorübergehend zu konzentrieren, so 
ist hiermit allein der -Allgemeinheit und der obwaltenden Zielsetzung gedient, 
daß die Wirtschaft bei der Totalität der Kriegsführung ein wachsendes Kriegs- 
potential bildet. j 


.. . In jedem Betrieb die »Danziger Wirtschafts-Zeitung« 
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Seedienst Ostpreußen einst und künftig 
Von Ministerialrat Dr. Bodo Ebhardt, Beauftragter des Reichsverkehrsministers für den Seedienst Ostpreußen 


Reiseverkehr entlang der deutschen Ostseeküste hat es vom Mittelalter 
bis in die Neuzeit hinein gegeben; war doch gegenüber dem Landkarren und dem 
Binnenschiff das Seeschiff das schnellste und für Massenbeförderung am besten 
geeignete Verkehrsmittel. Noch die Salzburger Umsiedler sind großenteils von 
Stettin über See nach Osten gefahren. Auch im 19. Jahrhundert spielten die 
deutschen Osthäfen im Reiseverkehr eine Rolle; wir wissen, daß Richard 
Wagner von Pillau aus eine Seefahrt angetreten hat, bei der ihn das ewig neue 
Naturwunder des Meeres zu der Oper vom Fliegenden Holländer begeistert 
hat. —- Die schnelle und leistungsfähige Eisenbahn hat den Reiseschiffsverkehr 
längs der deutschen Küsten zunächst zum Erliegen gebracht. Nur die Quer- 
und Diagonalverkehre der Ostsee von Lübeck und Stettin nach den nordischen 
Hauptstädten und den Häfen der russischen Ostseeprovinzen blieben bestehen; 
im übrigen gab es auf der Ostsee neben den Fährverbindungen der Eisenbahn 
nur Fahrgastlinien von örtlicher Bedeutung. Im Osten Deutschlands verschwand 
die Fahrgastschiffahrt von und nach Danzig, Königsberg, Pillau und Memel 
überhaupt, wenn man von dem vorübergehenden Versuch eines kecken Reeders 
absieht, mit einem abenteuerlichen Fahrzeug, der ehemaligen Zarenjacht „Jaros- 
lawna“, eine Verbindung Pillau—Zoppot herzustellen. 

Es bedurfte erst der politischen Katastrophe der Jahre 1918/19, um dem 
deutschen Volk in- seiner Gesamtheit die Bedeutung der deutschen Ostsee als 
eines Reiseweges wieder voll zum Bewußtsein zu bringen. Um den polnischen 
Korridor zu umgehen, schuf das Reichsverkehrsministerium zufolge einer An- 
regung der Firma Robert Meyhoefer und der Niederlassung des Norddeutschen 
Lloyd in Danzig Ende Januar 1920 den Seedienst Ostpreußen. Dessen erste 
Zweckbestimmung blieb jedoch nicht lange die einzige. Sonst hätte dieser 
Seeverkehr mit zunehmendem Erfolge der Bemühungen der Reichsbahn, die 
darauf abzielten, den Korridor für den einzelnen Reisenden möglichst wenig 
füblbar zu machen, sehr bald aufhören müssen. Ein Verkehrsschwund ist da- 
durch jedoch nur im Winter eingetreten. Die Entwicklung des Sommerverkehrs 
zwang das Reich in den Jahren 1924/26 zur Beschaffung eigener Schiffe für 
den Seedienst Ostpreußen, die nach der Machtergreifung weiter vermehrt 
werden mußten. Auf Grund der Erfahrungen wurden die Fahrzeuge weiter- 
entwickelt; sie bekamen auf der Ostsee bisher nicht übliche Abmessungen. 
Während im Jahre 1921 von Swinemünde ausgehend 20000 Reisende*) ge- 
fahren sind und diese Zahl im nächsten Jahre infolge der Inflation und allge- 
meinen Not auf 7000 zusammenschrumpfte, wuchs nach Indienststellung der 
neuen Schiffe der Verkehr allmählich an und erreichte im Jahre 1934 mit 
28000 ostwärts Reisenden einen ersten Höhepunkt. Die Einschränkung des 
Korridorverkehrs im Jahre 1936 brachte Swinemünde auf die Zahl von 132000 
fast ausschließlich ostwärts abgefahrenden Reisenden. Im Jahre 1939 sind trotz 
des in die Herbstzeit fallenden Krieges noch 55400 Menschen von Swinemünde 
abgefahren. Dazu kam seit 1933 der Verkehr von den Westhäfen, vor allem 
Lübeck— Travemünde und Kiel (1936: 23400; 1939: 15600). Die Gesamtzahlen / 
des Verkehrs in allen Richtungen und Teilstrecken betrugen im Jahre 1936 
wegen der besonderen Lage 300000, im Jahre 1939: 170000 Reisende. Diese 
Zahlen zeigen, daß das deutsche Volk das Bedürfnis empfand, Seereisen auf 
der Ostsee zu unternehmen; die vom Seedienst Ostpreußen gebotene Möglich- 
keit hat in besonderem Maße die Menschen für die See und für den deutschen 
Osten begeistert. Für den Fremdenverkehr von Danzig und Ostpreußen ist die 
Anziehung, die von dem Seedienst ausgeht, eine nicht wegzudenkende Kraft 
geworden. 


Reisebedürfnis unverändert 


Schon aus den Zahlen kann man ermessen, daß der Fortfall des polnischen 
Korridors an dem Bedürfnis nach Seereisen in diesem Verkehr wenig ändern 
wird. Die politisch führenden Kreise des deutschen Ostens sind denn auch in 
der Forderung einig, daß der Seedienst Ostpreußen auch während des Krieges 
und vor allem nach dem Kriege weiterbetrieben werden muß. Dabei bietet der 
Fortfall des polnischen Korridors für die künftige Betriebführung des See- 
dienstes Ostpreußen den Vorteil größerer Bewegungsfreiheit. Es ist heute kein 
unbedinster Zwang mehr, den Verkehr zwischen Ost- und Westpreußen und 
dem übrigen Deutschland täglich zu betreiben. Unsere Schiffe stehen also 
teilweise für andersgeartete Aufgaben im Dienste des deutschen Ostens zur 
Verfügung. 


*) Vgl. Ebhardt „Seedienst' Ostpreußen im Zeitgeschehen“, Berlin, Volk und Reich Verlag, 1940. 
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Solche neuartigen Zielsetzungen haben sich bereits nach der Macht- 
ergreifung fühlbar gemacht. Ostpreußen fühlte sich nicht nur im Reiseverkehr 
mit dem übrigen Deutschland beeinträchtigt, sondern empfand auch die man- 
geladen Verbindungen mit dem Ausland und das Fehlen ausländischer Besucher. 
In mühevoller Arbeit hat der Seedienst dem Wunsche Östpreußens und 
Danzigs nach einer Verbindung mit dem Norden allmählich aufbauend Rechnung 
getragen. Die vielfachen gegenseitigen Sympathien, die Deutschland vor allem 
mit Finnland verbinden, haben den Gedanken des Finnland-Ostpreußendienstes 
zur Entwicklung gebracht; ähnliche Erwägungen lagen der privatwirtschaft- 
lichen Heranziehung einer‘ schwedischen Fahrgastlinie im Verkehr zwischen 
Stockholm— Kalmar—Karlskrona und Danzig—Ostpreußen—Memel zugrunde. 
Derartige Nordverbindungen — über deren Einzelgestaltung Gedanken zu 
äußern verfrüht wäre werden künftig verstärkte Wirkungsmöglichkeiten 
zugunsten von Ost- und Westpreußen bieten. Die südlichen Grenzen von 
Danzig und Ostpreußen -haben ihre Bedeutung verloren. Allein innerhalb des 
deutschen Machtbereichs steht ein Hinterland zur Verfügung, das in seinen 
Ausläufern bis nach Wien reichen dürfte. Der weite ostdeutsche Raum bedarf 
der offenen Fenster zum Meere, nicht nur für Güter-, auch für Reiseverkehr. 
Die Deutschen dieses Ostraums sollen von ihrem neuen Einsatzort aus ebenso 
schöne Möglichkeiten zur Verfügung haben, wie dies für West- und Süd- 
deutschland gilt. Schon das Kernstück des Seedienstes Ostpreußen, die Ver- 
bindung von Zoppot, Pillau und Memel unter sich und mit der westlichen | 
Ostsee, wird den Ostdeutschen reizvolle Reisegelegenheiten und Erholungsmög- 
lichkeiten bieten. Wieviel mehr wird es aber nach dem Kriege den Ostdeutschen 
verlocken, mit schönen deutschen Schiffen quer über die Ostsee in den Norden 
zu fahren! Der durch solche Reisemöglichkeiten den Bewohnern gebotene 
Vorteil wird mit zu den aufbauenden Kräften des deutschen Ostens gehören 
und der früher so verhängnisvollen Ostflucht der Deutschen an seinem Teil 
entgegenwirken. Er wird zugleich nach Danzig, Königsberg, Pillau und Memel 
über die eigene Anziehungskraft dieser Landstriche hinaus Menschen heran- 
locken, die der Seereise halber kommen und vor- und nachher einige Tage den 
landschaftlichen Schönheiten und den weltgeschichtlichen Erinnerungen 
dieses Teiles der deutschen Küstengebiete widmen. Dazu wird der Verkehr 
zwischen den unter sich befreundeten Völkern von Finnland und Ungarn sich 
wieder auf den Weg über Helsinki, Pillau und Zoppot einspielen. 


So stehen für den Seedienst Ostpreußen nach siegreicher Beendigung des 
gegenwärtigen Krieges zwei Aufgaben bevor: Die Heranziehung der West- 
deutschen zum deutschen Ostraum, überhaupt ständiger Austausch von Rei- 
senden zwischen Ost und West, und daneben durch eine teilweise Schwenkung 
um 9% Grad die Schaffung von Auslandsverbindungen zwischen dem deutschen 
Osten und Nordeuropa. . 


Bekanntmachung | 


Zu.$ 4 der im Verordnungsblatt des Reichsstatthalters vom 29, März 1941, Nr. 21, S. 279, veröffentlichten 


Polizeiverordnung für den Hafen Danzig mache ich gemäß $ 343 Abs. 3 des preußischen Wassergesetzes bekannt: 


Ich habe als Wasserpolizeibehörde für das in $ 1 umschriebene Hafengebiet dem Herrn Polizeipräsidenten 
in Danzig die polizeiliche Aufsicht über die Ordnung und Sicherheit ‚des Schiffs-, Floß- und Fährverkehrs 
einschl. der Eiswege (Hafenpolizei) übertragen, wie er sie auf Grund der preußischen Ministerialerlasse vom 
30. April 1876 und 31. Oktober 1895 bereits ausgeübt hat. Er ist ermächtigt, schiffahrtpolizeiliche Verfü- 
gungen zu erlassen und deren Befolgung durch Zwangsmittel durchzusetzen sowie mit polizeilichen Straf- 
verfügungen Strafen und Zwangsmittel aufzuerlegen. 

Der Hafenkapitän der Danziger Hafengesellschaft, als Vorgesetzter der Lotsen, Lotsenkommandeur ge- 
nannt, weist gemäß $$ 10 und 11 der Hafenpolizeiverordnung die Liegeplätze an. 

Die polizeiliche Aufsicht über den Zustand der Hafenwasserflächen und ihrer Ufer (Strompolizei) und die 
wasserpolizeiliche Entscheidung über die Errichtung und Veränderung baulicher Anlagen in, über und unter 
der Wasserfläche sowie über die sonstige den Gemeingebrauch überschreitende Benutzung und idie Regelung 
des Gemeingebrauchs obliegt dem Wasserstraßenamt Danzig-Neufahrwasser, Weichselstraße 3, ungeachtet der 
Aufgaben und Rechte der Danziger Hafengesellschaft als Nutzungsberechtigter des Hafens. 


Die Untersuchung und Zulassung von Fahrgastschiffen und von gewerbsmäßig zu vermietenden Segel- 
und ‚Ruderbooten ist, soweit sie zu Fahrten nur auf Binnenwasserstraßen bestimmt sind, Aufgabe des Polizei- 
präsidenten, sonst des Wasserstraßenamts. 


Ueber Beschwerden in allen genannten polizeilichen Angelegenheiten entscheidet der Reichsstatthalter in 
Danzig-Westpreußen (Wasserstraßendirektion), der auch Weisungen und Ersuchen hinsichtlich der Ausübung 
der Schiffahrtpolizei erteilt und Polizeiverordnungen nach Anhörung des Polizeipräsidenten erläßt. 


Danzig, den 27. März 1941. s - 
Der Reichsstatthalter in Danzig-Westpreußen 
Wasserstraßendirektion 


m M ED SER ee nd > a 


DR. RICHARD MEUSERS, Reichswirtschaftsministerium 


Der Kontenrahmen in Theorie und Praxis 


Nachdem wir zu Beginn des Jahres eine Artikelserie über 
dieses Thema gebracht haben, freuen wir uns, nunmehr als 
Abschluß die nachstehenden Darlegungen veröffentlichen zu 
können. 

Die Schriftleitung. 

Der gewaltige Wirtschaftsaufschwung der letzten 
Jahre zwingt heute den Unternehmer, den für eine 
bestimmte Erzeugung nötigen Aufwand an Arbeits- 
kräften und Material so wirtschaftlich wie möglich 
einzusetzen. Die Erkenntnis, ob der Betriebsauf- 
wand wirtschaftlich oder unwirtschaftlich gestaltet 
ist, hängt ab von der Kenntnis der einzelnen Be- 
triebsvorgänge, von der Kenntnis der einzelnen 
Kosten, ihrer Entstehung und ihrer Kombination. 
Ohne ein vorzügliches Rechnungswesen lassen sich 
solche Erkenntnisse nicht gewinnen. 


Die Gemeinschaftsaufgabe 

Daher muß aus volks- und betriebswirtschaft- 
lichen Gründen dafür gesorgt werden, daß in allen 
Betrieben ein solches Rechnungswesen aufgebaut 
wird. Man wird sich dabei vor allem an die vielen 
kleinen und mittleren Betriebe wenden müssen, die 
bisher keine oder nur eine schlechte Buchführung 
besessen haben. Wenn in Zukunft einmal alle Be- 
triebe über ein den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung entsprechendes Rechnungswesen ver- 
fügen, kann der Kampf um eine Steigerung der 
Leistungsfähigkeit und Erhöhung der Wirtschaft- 
lichkeit mit um so größeren Erfolgen geführt 
werden. 

Um die dazu erforderlichen Grundlagen zu 
schaffen, hat der Reichswirtschaftsminister in 
seinem bekannten Wirtschaftlichkeitserlaß vom 
12. November 1936 der Organisation der gewerb- 
lichen Wirtschaft die Verbesserung und Verein- 
heitlichung des Rechnungswesens als Gemein- 
schaftsaufgabe gestellt. Der Ausbau sollte in drei 
Etappen vor sich gehen: 

1. Schaffung einer sauberen und klaren Buch- 

führung; 

2. Eihrichtung einer zweckentsprechenden Kosten- 

rechnung; 

3. Vorbereitung und Durchführung von zwischen- 

betrieblichen Vergleichen (Betriebsvergleiche). 

Die erste Etappe wurde mit dem gemeinsamen 
Erlaß des Reichswirtschaftsministers und des 
Reichskommissars für die Preisbildung vom 11. No- 
vember 1937 „Grundsätze für Buchführungsricht- 
linien“ eingeleitet. Dieser Erlaß wandte sich 
gleichermaßen an .die Industrie als auch an den 
Handel und das Handwerk. Den Wirtschaftsgrup- 
pen wurden damit Richtlinien für ihre eigenen Ar- 
beiten in die Hand gegeben. In 17 Punkten wurden 
die Anforderungen, die man normalerweise an eine 
Buchführung stellen muß, zusammengefaßt. Weiter- 
hin wurde diesem Erlaß das Beispiel eines 
Kontenplans beigegeben. Dieser Kontenplan bildete 
den eigentlichen Ausgangspunkt für die Reform- 
arbeiten der Wirtschaftsgruppen in der ersten 
Stufe, deren Ziel es sein sollte, die Grundlagen für 
die später aufzubauende Kostenrechnung abzu- 


geben. Eine gute Buchführung und eine klare . 


Kostenrechnung sollen den Unternehmer in den 
Stand versetzen, seinen Betrieb nach allen Rich- 
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tungen hin zu durchleuchten, Fehler- und Verlust- 
quellen rechtzeitig zu entdecken und abzustellen, 
die Stärke des Betriebes richtig zu erkennen und 
damit klare Unterlagen für eine erfolgreiche Be- 
triebspolitik zu liefern. Es ist nicht so, daß diese 
ganze Reformarbeit eingeleitet wurde, um den 
Behörden einen willkommenen Einblick in die Be- 
triebe zu verschaffen — gewiß ‘werden die auf 
rechnerisch einwandfreier Basis gewonnenen Er- 
gebnisse für die Wirtschaftsführung von größter 
Bedeutung sein —; in erster Linie sollen jedoch die 
Früchte dieser Arbeiten dem Betriebe selbst zugute 
kommen. 

Auf der Grundlage des erwähnten Erlasses 
haben sämtliche Wirtschaftsgruppen im Bereich 
der Reichsgruppen Industrie und Handel sowie die 
Reichsinnungsverbände des Reichsstandes des Deut- 
schen Handwerks Kontenrahmen entworfen und 
dem Reichswirtschaftsminister und dem Reichs- 
kommissar für die Preisbildung zur Billigung vor- 
gelegt. (Die Ausarbeitung einer Wirtschaftsgruppe 
wird als Kontenrahmen bezeichnet, die Konten- 
systematik eines bestimmten Betriebes [die diesen 
Rahmen auszufüllen hat] trägt dagegen die Be- 
zeichnung Kontenplan). Die überwiegende Zahl 
der Kontenrahmen aus Industrie und Handel sind 
inzwischen veröffentlicht worden, die Veröffent- 
lichung der handwerklichen Kontenrahmen steht 
unmittelbar bevor. 

Absgestufte Ausgestaltung 

In weiser Beschränkung haben die Wirtschafts- 
gruppen die Anforderungen 'an die Ausgestaltung 
der Buchführung entsprechend der Größe der Be- 
triebe abgestuft. So wurden von den meisten 
Wirtschaftsgruppen für die kleinen Betriebe ein 
einfacher Kontenrahmen, für die mittleren Be- 
triebe ein Normalkontenrahmen und für die großen 
Betriebe Beispiele für zweckgerechte Ergänzungen 
ausgearbeitet. Da man von den Kleinstbetrieben die 
Einrichtung einer auf einem Kontenplan auf- 
bauenden Buchführung nicht verlangen kann, 
werden für diese Betriebe in der nächsten Zeit 
— soweit das nicht bereits schon geschehen ist — 
Anweisungen für den Ausbau einer einfach ge- 
haltenen doppelten Buchführung ergehen. 

In den Fällen, wo in einer Wirtschaftsgruppe sehr 
verschiedenartige Fachgruppen zusammengefaßt 
sind, werden von diesen ergänzende Anweisungen 
herausgegeben. 

Wenn ein einzelner Betrieb zum Bereich 
mehreter Fach- oder Wirtschaftsgruppen zählt, so 
kann man von ihm natürlich nicht verlangen, daß 
er den Anforderungen aller Gruppen gerecht 
werde. Er wird sich vielmehr für die Einführung 
des’Kontenrahmens derjenigen Fach- oder Wirt- 
schaftsgruppe entschließen, in die das Schwer- 
gewicht seiner Erzeugung fällt. Daneben wurde 
auch bei der Prüfung der Kontenrahmen auf eine 
weitgehende Angleichung der verschiedenen Wirt- 
schaftsgruppenentwürfe geachtet. 


Die Anwendung des Kontenplans 


Der Kontenplan eines Betriebes soll die Ge- 
schlossenheit des Rechnungswesens dieses Be- 


Die Klassen 0, 1, 3 und 7 enthalten nur Bestandskonten 


Klasse 0 


Anlage» und Kapital-Konten 


00 Grundstücke ûnd Gebäude 


000 Grundstücke ohne Gebäude 
002 Gebäude 


Ot Maschinen und maschinelle An- 
Taren') 


/ 


O2 Werkzeuge, Betriet-- 
LEISTET 


020 Werkzeuge 
21 Modelle 
Fahrzeuge 
Sonstiges 


öcklaern 


2.B. im Bau befindliche Anlagen, 
Beteiligungen und langiristige 
Forderungen oder Verbindlich- 
keiten, 

Wortberiehtigungen, 

Posten der Rechnungsabgeen- 
zung 


h) Bomelt tel den den Auge 
. eine Unterteitung narb lang: 
lebigeu und kurslehigen W irirehaflagutorn 
im wtauerlichen iinne) notwendig Int 

jeden in, Frage kam 


Bund 01 Tanaletige ari 


Die Klassen 2, 4 und 8 enthalten nur Erfolgskonten 
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Klasse 1 


Finanz«Konten 


Postacheck und Bank 


Besitzwechsel, Sehechs, Wert- 
papier 


Vorbindlichkeiten 


z.B. Entnahmen und persönliche 
Steuern der Inhaber 


Mindestkontenplan für den Maschinenbau 


Klasse 2 


Abgrenzungs- Konten 


29 Botriedsiremde (neutrale) Aut- 
—eendunsen und Erträge) 
(Saldo nach Kto. 90) 


200 Betricbafromde Aufwendungen 
201 Betricb-fremdo Erträge 


S2 Außerordentliche Aufwendungen 
und Fries 
) Außerordentliche Aufwendungen 
1 Außerordentliehn Erträge 
(Saldo nach Kto. 90) 


25 Zinsen, Skontl, Diskont 


260 Aufwendungen 
251 Erträge 
(Sako nach Kto, 90) 


26 Bilenzabschreibungen aut An- 
a 
(Saklo nach Kto. 90) 


27 _Kinxotretene Wagnisrerluste® 
(Saldo nach Kto. 90) 


28 Kalkulatorische "Kosten 
BTL us Bl 


250 Kalkulatorischo Zinsen 
(Gopwukonto 480) 
251 Kalkulstorsche Abschreibungen 


(G tu ABl) 
282 Kalkulatorische Wagnis 


(Gegenkonto 482) 
283 Kalkulatorischer Unternehmer- 
“lohn?) (Gegenkonto 483) 


29 Aus dem Erfolg zu deckende Aut- 
wendungen  (Gogonkonio Ih) 


» Körperschnftasteuor 

391 Winterhilfswerk, Adol- Hitler: 
sponde 

Austuhrfönderungsabgabe 


+, Ausführungrs surüber, wieweit Posten 
nis pouira) anzusehen rind, In den Erau 
terungen zu Kiame £ 


4 Z D. auch durch Verniten bei Konstruk: 
Aoneanlorungoo. Konjubiturroriusta beira 
Material 

) Kaik ulatın Leber ’ntersehmerlohn kommt 
nnr für und Kinst 
kaufieute io dietrmcht mohe Krläuter ungen 


(nur für Betriebe mit weniger als 50 Beschäftigten) 
nach den Richtlinien des Reichswirtschaftsministeriums 


Klasse 3 
Konten der Rohs, Hilfs» 
und Betriebsstoffe 


20 Rohstofle 

300 Werkstoffe wie Guß, Walzeisen, 
Maschinenholz; Kleinteile wie 
Öler, Federn 

304 Kisten, Kistenholz, Packmate: 


rial 
305 Montagematerial wie Ziegel, 
Zement 


33 Berogene größere Gere: 
wie Motaren, Getriebe 


(Hundelwaren 
k in KI 


As Milfs- und Betriebsstoft 


Klasse 4 


Konten der Kostenarten 


40 Fertieumesmaterlal') 


400 Fertigungswerkatoffe, z. B. 
Guß, Walzeisen, Holz (weitere 
Unterteilung in Anlage 8) 

402 Bezogene größere Gry enslände, 

z. 15. Motore, Getriel 
#waren zum Wiederver- 
Klase 7) 
fùr auswärtige Benrbei- 


40 Kir m. Kistenholz und Pack- 


ti 
405 Montagematerial, z. B. 
Zement, Hois 


412 Bemeinkostentöhne 
Unterteilung siche Anlago š 


42 Gehälter") 


Unterteilung siche Anlage 8 


43 So: 


430 gesetzliche (einschl. Berufsge- 
nossenschaft) 

436 freiwillige, wie Unterstützungen, 
Beihilfen, en und son. 
stige Aufwendungen 


Aufwendungen 


43_Gemeinkostenmaterlal 
Unterteilung siche Anlage $ 


45 Stenern (obne Ertrag- und Um- 


satzsteuern) und öffentl. Abgaben 


40 Versehledene Gemeinkosten 


460 Mieten und Pachten. 

401 Frachten, Zölle und Transport- 
kosten, soweit nicht anderweitig 
au buchen, z. B. Material Klasse 3 
= a a Konten- 

4 

m2 Patent- und Lizenzkosten (so- 
weit nicht Sonderkosten 

403 Rochts- und Beratungskosten 

464 Suchversieherungen 

405 Werbekosten, 

Repräsentationskosten 

406 Foios Porto, Telegramme, 
Telefon) 

407 Reiskosten, ohne Montagere 

409 Sonstige meinkosten, z. B. 
Vorbandsboit rige 


leriroterkósten, 


48 Kalkulatorlehe Kosten) 
480 Kalkulstorische Zinsen 

( ‚konto 280) 
481 Kalkulatorische Abschreibun; 
482 Kalkulatorihe v 


konto 281) 
‘ onto 282) 
“3 pen 


Internehrner- 


pE Ontortenune der, Oeh ‚Gebauer im dar 
B ‚der pacaan 


Hupia tioi p i Ds Ma Mia eu incurobrik 
nen a 


wenn die 


er ie re s Kh 2 


=M] 


Fortsetzung von Kisse $ 


49 Sonderkosten 


(Nur Auftrdgskosten, nicht durch 
Zuschläge zu verrechnen} 


490 Ausgangsfrachten, Zölle und 
Transportversichetungen 

491 Umsatzsteuer 

492 Provisionen 

403 Bontageroken und Montagu- 


499 prear Sonderkosten, z. B. 
Patont- und Lizenskoston 
(soweit vom Umsatz oder Stuck 
abhängig), 

Verbandsabguben von Umsatz 


Elasse G 


Verfügbar 


Klasse 7 


Konten der Halb» und 
Ferligerzeugnisse 


70 _Bertände an Bestandtellen und 
hallfpriigen Trreugnlsen 


TA Bestände au berrestelitru Fertig- 
erzeuenlmin) 


TE Restt ta pr Taps ten. 
Teui Tam 


tHandelswarer:}?) 


h) Gegebenenfalls Unterieilung wach Er- 


seugnlarten 


= 


Anlage 3 


‚ zur Druckschrift S 51 „Kontenplan 
für den Maschinenbau“ 


Ausgabe Oktober 1939 


Klassa 8 
Vertriebs und Erlös-Konten 


S1_ Einstandawerte der verkauften 
waren 
(Vegenkonto 79) 


85_ Umsatakonten ') 

50 Umante in eigenen Erzeug- 
nissen! 

861 Einnahmen ans Vermietung von 
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53 Erla für Verpackung 

854 Erlös für Montagen 

859 Umsatzschmälorungen 
z. B. Abzüge und Nachlass 
vom Rechnungedi 7 
strafe, Abgabe 
schreitung?) 


c7 Anderneitige Erlöse 


Ks Veränderung der lmtande 22 
Ear 


und Forigar» oc sheen Ta 


(Feststellung dureh Schätzung. 
Yorzschreibung. oder. Inventur) 


M Unterteilung perd Erremmmisarten, narb 


t raire 


btistetiung 
Pa Teck, Ha Pa ha che ndunig. 
Derechnut dor hollolte dan 
Umsatekout 


*) Nicht hierher 
a 


e nu den wi 
A au den Wagnis 


Klasse 9 
Abschluß» Konten 


fad Abgreszungssammelkonte 
(Aus Klasse 2. Saldo nach Kto. 98. 
Ergebuis dor Abgrenzungskonten) 


“i Betrieberrget o). 


Saklo aws dor un ata jang 
der Konten der Kiawon 4 umt 5 
(Saia nach Kto. 98) 


29 _Genian- nnd Verlustkontes 
Salden von 90 und 9i 


Aus dem Erfolg zu doekomde 
Aufwendungen {von 29} 


Ee Pilnnrkonten 


990 em re onto 
SIL Schlußbilanzkonte 


triebes sichern und die Abstimmbarkeit der einzel- 
nen Teile (Buchführung, Betriebsabrechnung, Sta- 
tistik, Planung) gewährleisten. Er ist ein Gliede- 
rungs- und Organisationsplan der Unternehmung 
und stellt als solcher die Zusammenfassung aller 
Konten dar, die der Betrieb führen muß, wenn er 
einen ‘genügend klaren Überblick über den die 
Unternehmung durchziehenden Wertefluß ver- 
schaffen soll. 

Um es ganz einfach zu sagen: ein Betrieb, der 

bereits eine gute Buchführung besitzt, wird die 
vorhandenen Konten lediglich in eine bestimmte, 
dem Betriebsablauf entsprechende Systematik brin- 
gen müssen. Betriebe, bei denen das noch nicht der 
Fall ist, werden über diese Ordnung der vor- 
handenen Konten hinaus noch eine gewisse Auf- 
teilung ihrer bisher zu stark zusammengefaßten 
Konten vornehmen müssen (z.B. Aufspaltung des 
Generalunkostenkontos in Konten der einzelnen 
Kostenarten). Die Umstellung auf den Konten- 
rahmen mag also in dem einen oder anderen Fall 
eine augenblickliche Mehrarbeit verursachen; in 
keinem Fall jedoch wird sie den Buchhalter vor 
Aufgaben stellen, die er nicht zu bewältigen ver- 
möchte. Eine nicht selten anzutreffende Furcht 
vor dieser Umstellung der Buchführung auf den 
Kontenplan ist also unbegründet. Ist die Um- 
stellung erst einmal durchgeführt und sind die 
ersten Schwierigkeiten überwunden, so wird der 
Betrieb sehr bald den Wert dieser Reformarbeit 
schätzen lernen. 
- Daß die Umstellung der Buchführung auf den 
Kontenrahmen keine unüberwindlichen Schwierig- 
keiten bereitet, lehrt ein Blick auf den hier ab- 
gedruckten Kontenrahmen der Wirtschaftsgruppe 
Maschinenbau. 

Für die Gliederung des Kontenrahmens hat der 
Erlaß vom 11. 11. 1937 das Dekadische Zahlen- 
system als Ordnungsprinzip gewählt. Zur Ein- 
teilung der Konten werden ausschließlich Zahlen- 
kombinationen aus den zehn Ziffern der Zahlen- 
reihe 0 bis 9 verwendet. Die 10 Kontenklassen er- 
halten die Nummern 0 bis 9; jede Kontenklasse 
wird in 10 Kontengruppen unterteilt. Diese 
Gruppen werden durch eine an die Ordnungs- 
zahl der Kontenklasse angehängte Ziffer gekenn- 
zeichnet. Jede Gruppe kann wieder in gleicher 
Weise in 10 Untergruppen zerlegt werden; z. B. 
Kontenklasse 1, Kontengruppe 10, Kontenunter- 
gruppe 100. Diese dezimale Zuordnung kann man 
solange fortsetzen, bis die letzte im Interesse der 
klaren Aufgliederung notwendige Unterscheidung 
erreicht ist. Wenn mehr als 10 Konten zu einer 
Kontengruppe gehören, so kann man dafür‘ zwei 
Stellen vorsehen und hat dann die Möglichkeit, 
99 gleichgeordnete Konten unterzubringen. Ein 
solcher Aufbau des Kontenrahmens sichert eine 
streng logische Aneinanderreihung und Stufung 
sowie eine erhöhte Übersichtlichkeit. Trotzdem 
bleibt für jedes Unternehmen ein genügender Spiel- 
raum zu einer individuellen Ausgestaltung. 

Kleine und mittlere Unternehmungen können 
den Plan durch Zusammenfassung von Konten oder 
durch Nichtführung von Einzelkonten oder Konten- 
gruppen den Besonderheiten des Betriebes anpassen; 
Großunternehmungen können dagegen die Auf- 
gliederungen verfeinern. Bei einer solchen elasti- 
schen Handhabung wird dieser Kontenrahmen 
seinen Zweck, Gliederungs- und Organisations- 
plan der Unternehmung zu sein, durchaus erfüllen 
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und darüber hinaus geeignet sein, das Rechnungs- 
wesen der Betriebe einer Wirtschafts- oder Fach- 
gruppe einheitlich auszurichten. 

Die Kontenklassen wurden so aneinandergereiht, 
daß ihre Reihenfolge den Durchfluß der Werte 
durch die Unternehmung entspricht. In der Klasse 0 
sind alle ruhenden Konten (Konten des Anlage- 
vermögens) zusammengefaßt. Der gesamte Finanz- 
verkehr wird in der Klasse 1 verbucht. Soweit 
dieser sich auf die Beschaffung von Waren, Roh- 
und Hilfsstoffen bezieht, erfolgt dieGegenbuchuns 
in der Klasse 3. Soweit es sich dagegen um alle 
übrigen Kosten handelt (Löhne, Energiebezüge, 
Gemeinkosten usw.) wird die Gegenbuchung in 


.der Klasse 4 vorgenommen. In Klasse 5 wird der 


Verbrauch aus der Klasse 3 und sämtliche Kosten 
der Klasse 4 nach’ besonderen kalkulatorischen 
Gesichtspunkten gruppiert und in die Kosten- 
stellenrechnung eingeführt. Diese wird entweder 
kontenmäßig oder statistisch mit Hilfe eines Be- 
triebsabrechnungsbogens durchgeführt. Wegen der 
Vielgestaltigkeit der Betriebe in bezug auf Erzeu- 
gungsprogramm, Größe und Produktionstechnik ist 
eine allgemein-verbindliche einheitliche Gliederung 
in den Kostenstellen nicht möglich. Die über die 
Kostenstellen für die einzelnen Kostenträger er- 
mittelten Kosten werden in der Klasse 7, der 
Kostenträgerklasse, zusammengefaßt. Die Ver- 
buchung der Erlöse erfolgt in der-Klasse 8, die 
der Ergebnisse und Abschlußrechnung in der 
Klasse 9. 


Maßstäbe des Zusammenhangs der Konten 

Im folgenden soll kurz auf den Zusammenhang 
der einzelnen Kontenklassen und Kontengruppen 
untereinander eingegangen werden. 

In der Kontenklasse 0 werden sämtliche 
Konten geführt, auf denen im Laufe des Jahres 
nicht oder nur selten gebucht wird. Ihre Zu- 
sammenfassung in einer besonderen Klasse emp- 
fiehlt sich ganz besonders für die kurzfristige 
Erfolgsrechnung, da für diese die Zahlen ohne um- 
ständliche Inventur zur Verfügung stehen. Be- 
merkenswert an dieser Klasse ist die starke An- 
lehnung an den $ 131 des Aktiengesetzes, die vor 
allem in der Trennung zwischen bebauten und un- 
bebauten Grundstücken zum Ausdruck kommt. 
Die einzelnen bebauten Grundstücke werden wegen 
der unterschiedlichen Abschreibungssätze so zu- 
sammengefaßt, daß Gebäude mit gleichartiger 
Nutzung auf gleichen Konten erscheinen. 

Die Kontenklasse 1 umschließt sämtliche 
Konten des Geldverkehrs (Kasse, Postscheck, 
Reichsbank, sonstige Banken, Wechsel, Schecks, 
Wertpapiere usw.) sowie die Konten für kurz- 
fristige Forderungen und Verbindlichkeiten. 

Die betriebliche Kostenrechnung ist scharf von 
der Geschäftsbuchführung zu trennen. Diese Tren- 
nung hat die Kontenklasse 2 durchzuführen; 
d. h., sie hat die Aufgabe, sämtliche Aufwen- 
dungen, so wie sie die Geschäftsbuchführung auf- 
zeichnet, durchzuschleusen. und alle diejenigen 
zurückzuhalten; die mit der eigentlichen Betriebs- 
abrechnung nichts zu tun hat. Sie hat weiterhin 
die Aufgabe, zusätzliche Kostenarten in die Kosten- 
rechnung zu überführen, die in der Geschäfts- 
buchhaltung gar nicht oder zumindest nicht in 
dieser Form anfallen. Die Kontenklasse 2 soll 
ferner diejenigen Erträge, die aus nichtbetrieblichen 
Leistungen stammen, der Betriebsabrechnung fern- 


halten. Die betrieblichen Aufwendungen werden 
nicht unverändert in die Kosten übernommen; sie 
werden vielmehr mit den Werten in die Betriebs- 
abrechnung eingeführt, die dem Wertverzehr einer 
bestimmten Periode entsprechen. Der Konten- 
klasse 2 kommt somit die Aufgabe einer dreifachen 
Abgrenzung zu: 

l. Den betriebsfremden Aufwand vom eigent- 
lichen Aufwand unter Berücksichtigung der 
kalkulatorischen Kostenarten zu trennen. 

2. Den betriebsfremden Ertrag vom Ertrag der 
eigentlichen Betriebsleistungen zu scheiden. 

3. Die zeitliche und wertmäßige Abgrenzung 
durchzuführen. 

Zu 1): Aus dem großen Topf der Aufwendungen, 
die ein Betrieb zu machen hat, werden alle die- 
jenigen ausgeschieden und damit von der Kosten- 
arten-, Kostenstellen-, Kostenträgerrechnung fern- 
gehalten, die mit der eigentlichen Leistungser- 
stellung nichts zu tun haben (z. B. Aufwendungen 
für zwar dem Betrieb gehörige aber privat genutzte 
Wohnungen). Daneben gibt es bestimmte Kosten- 
arten, wie Abschreibungen, Zinsen, Wagnisse und 
Unternehmerlohn, die in der Geschäftsbuchführung 
nicht oder mit anderen Werten anfallen, als sie 
in der Kostenrechnung einer vollständigen Kosten- 
artenrechnung wegen berücksichtigt werden müssen. 
Die in der Geschäftsbuchführung gemäß bilanz- 
politischenÜberlegungen vorgenommenen Abschrei- 
bungen müssen z.B. mit den Werten, die dem 
wirklichen Wertverzehr entsprechen, in der Be- 
triebsabrechnung berücksichtigt werden. Sie müs- 
sen hier aber auch dann verrechnet werden, wenn 
in der Geschäftsbuchführung Abschreibungen nicht 
mehr erfolgen, weil sie in früheren Jahren zu hoch 
vorgenommen worden waren. 

Zu 2): Was für die betriebsfremden Auf- 
wendungen gilt, hat auch Geltung für die Erträge. 
Ihre Berücksichtigung in der Kostenrechnung 
würde ein schiefes Bild von der eigentlichen 
Kostensituation des Betriebes geben. Daher sind 
sie von der Kostenträgerrechnung fernzuhalten. So 
werden z.B. Kursgewinne, die bei einem günstigen 
Verkauf von Wertpapieren entstanden sind, und 
die ihrer Natur nach mit dem Ertrag aus betrieb- 
lichen Leistungen nichts zu tun haben, auf ein 
Konto „Betriebsfremder Ertrag“ übertragen und mit 


der Gewinn- und Verlustrechnung ausgeglichen. 
Dadurch wird erreicht, daß das „Betriebsergebnis- 


konto“ den tatsächlichen, aus der betrieblichen 
Arbeit resultierenden Ertrag klar herausstellen 
kann. 


Zu 3): Durch eine dritte Gruppe von Ab- 
grenzungskonten wird ein zeitlicher Aufwandsaus- 
gleich bewirkt. Nicht jeder Aufwand kann im Ent- 
stehungsjahr auch in die Kostenrechnung einbe- 
zogen werden. Es bedarf vielmehr häufig einer zeit- 
lichen Verteilung entsprechend der Verwendung 
oder dem Anfall (Steuern). Umgekehrt können 
durch die Produktion Kosten verursacht werden, 
die erst in einem späteren Zeitraum einen ent- 
sprechenden Aufwand hervorrufen (Urlaubslöhne). 
Eine Vor- oder Nachverrechnung dieser Kosten 
ist aber zur lückenlosen Erfassung aller durch die 
Erzeugung bedingten Kosten erforderlich. 

Durch die Abgrenzungskonten werden weiter- 
hin wertmäßige Differenzen ausgeglichen, die da- 
durch entstehen, daß man Kosten mit anderen 
Werten verrechnet als der tatsächlichen Aufwen- 
dung entspricht (Preisdifferenzen für Rohstoffe, 
die mit effektiven Werten in den Finanzkonten 
verbucht, aber mit Verrechnungswerten in die Be- 
triebsabrechnung eingeführt werden). 

Im wesentlichen handelt es sich bei diesen drei 
Formen der Abgrenzung also um eine Trennung 
von Geschäfts- und Betriebsbuchführung, die aus- 
schließlich zum Zweck einer richtigen Kosten- 
rechnung vorgenommen wird. 

Die Kontenklasse3 ist die Klasse der Roh-, 
Hilfs- und Betriebsstoffe. Die Unterteilung der 
Klasse in Kontengruppen und Untergruppen wird 
bedingt durch den Grad der Unterschiedlichkeit 
des Materials der verschiedenen Wirtschaftszweige. 
Die Konten dieser Klassen empfangen ihre Belas- 
tungen als Primärbuchungen über die Finanz- 
konten der Klasse 1 (gegebenenfalls unter Zwi- 
schenschaltung der Preisabgrenzungskonten der 
Klasse 2). Bei den Konten der Klasse 3 handelt 
es sich um reine Bestandskonten. Ihr Verbrauch 
wird, soweit es sich um Hilfs- und Betriebsstoffe 
handelt, mit der Klasse 4, und soweit es sich um 
Rohstoffe handelt, mit der Klasse 5 verrechnet. 

Die Kostenartenklasse 4 ist die wichtigste 
Klasse für die gesamte interne Verrechnung. Sie 


3.Rührteig-Rezeptrn I Üetkor 


Rartoffelnapfkuchen: 1 €i, 175 g Zuder, %—1 Släfhhen Dr. Oetker 
Bad-Atoma Zitrone, etwas Sal, 1 Pädcen 
Dr. Oetter Soßen oder 4, Pädhen Puddingpulver Danille-Gejhmad, etwa V Liter entrahmte Srijchmild, 


250 g gefochte Kartoffeln (vom Tage vorher), 250 g Weizenmehl, 1 Pädchen Dr. Detter „Badin“, 100 g 
Rolinen oder getrodnetes Mijchobit. 


Das €i, der Zuder, die Gewürze und das mit etwas Milh angerührte Sopen- oder Puddingpulver 
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entjteinte, in Würfel gefchnittene Miihobjt werden zuleßt unter den Teig gehoben. Man füllt ihn in eine gut gefettete, 
mit geriebener Semmel ausgejtreute Napfluchenform. 


Badzeit: Etwa 60 Minuten bei jhwacer Mittelhite. 
Dr. Oetker Backpulver „Backin — seit 50 Jahren bewährt! 
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ist daher am weitesten unterteilt. Sie enthält die 
Fertigungs-, Verwaltungs- und Vertriebskosten so- 
wie die Sondereinzelkosten. Eine klare und saubere 
und vor allem im Bereich einer Wirtschaftsgruppe 
einheitliche Kostenartensammlung ist sowohl für 
den internen als auch für den externen Betriebs- 
vergleich von großer Bedeutung. Zwar sollen keine 
absoluten Zahlen, sondern nur Relativzahlen ver- 
glichen werden. Aber aus der Entwicklung der in 
gleicher Weise erfaßten Kosten zu verschiedenen 
Zeiträumen im gleichen Betrieb und in verschie- 
denen Betrieben zum gleichen Zeitpunkt lassen 
sich doch recht bedeutungsvolle Erkenntnisse 
gewinnen. Die Klasse 4 empfängt ihre Belastungen 
von den Finanzkonten der Klasse 1 und von den 
Hilfs- und Betriebsstoffkonten der Klasse 3. Dem 
einzelnen Unternehmer bleibt es vorbehalten, ob er 
in der Klasse 4 nur die Kontengruppen führt und 
die genauere Unterteilung in der Betriebsabrech- 
nung vornimmt, oder aber sämtliche Kosten konten- 
mäßig in der Klasse 4 verrechnet. 


Weiterverrechnung der Konten 


Die Art der Weiterverrechnung dieser Kosten 
in der Kostenstellenrechnung ist freigestellt. An 
sich sind hierfür die Klassen 5 und 6 vorgesehen. 
In den meisten Fällen wird aber die Klasse 5 einen 
anderen Inhalt bekommen und die Klasse 6 frei- 
bleiben, da die Kostenstellenrechnung mit Hilfe 
des Betriebsabrechnungsbogens vorgenommen wird. 
In diesem Fall werden die in der Klasse 4 gesam- 
melten Kostenarten in den Betriebsabrechnungs- 
bogen übernommen und dort nach bestimmten, auf 
die Eigenart des Einzelbetriebs abgestellten Schlüs- 
seln oder gemäß Betriebsberichten auf die Kosten- 
stellen verteilt. Die auf den einzelnen Kosten- 
stellen anfallenden Zahlen werden wieder unter- 
einander verrechnet, so daß schließlich die Kosten 
der Fertigungs- und Fertigungshilfsstellen, der Ma- 
terialstellen, der Verwaltungs- und Vertriebsstellen 
festgestellt sind. Dieser Betriebsabrechnungsbogen 
sieht außerdem noch die Ermittlung wichtiger Be- 
triebskennziffern für Zwecke der Kostenrechnung 
vor, z.B. die Errechnung von Maschinen-, Ab- 
teilungs- oder Fertigungsstundenzuschlägen u. ä., 


ferner die Ermittlung von Material-, Verwaltungs- 
und Vertriebskostenzuschlägen zu den Fertigungs- 
kosten. 

Die mit Hilfe des Betriebsabrechnungsbogens er- 
mittelten Gesamtbeträge der einzelnen Kosten- 
stellen werden wieder in die Buchhaltung über die 
Klasse 5 der Verrechnungskonten eingegliedert 
und über die Klasse 7 weiterverrechnet, in der die 
Konten der Halb- und Fertigerzeugnisse zu führen 
sind. Wenn die Kostenrechnung nicht statistisch, 
sondern kontenmäßig durchgeführt werden soll, 
so fallen die Verrechnungskonten der Klasse 5 weg 
und die Klassen 5 und 6 können mit den ein- 
zelnen Konten der Kostenstellen ausgefüllt werden. 


Auch in diesem Fall erfolgt die Weiterverrech- 
nung zu Lasten der Klasse 7. Soweit die Fertig- 
erzeugnisse in den Verkauf gegangen sind, werden 
die Warenverkaufskonten der Klasse 8 zu Selbst- 
kosten belastet. Der Saldo der Klasse 7 gibt da- 
nach jeweils den Bestand an Fertigerzeugnissen zu 
Herstellkosten an. 


Den Erlöskonten der Klasse 8 werden die Ver- 
kaufserlöse gutgeschrieben. Unter Berücksichtigung 
der unmittelbar von der Klasse 4 weiter verrech- 
neten Sondereinzelkosten (z.B. Ausgangsfrachten, 
Umsatzsteuer u. ä.) ergibt der Saldo der mit den 
Verkaufskonten verrechneten Erlöskonten den 
Bruttogewinn, der noch um die Erlösschmälerun- 
gen, wie Skonti, Rabatte u. ä. zu kürzen ist. Der 
verbleibende Saldo wird über das Betriebsergebnis- 
konto der Klasse 9 verrechnet. In dieser 
Klasse 9 wird außerdem noch ein Abgren- 
zungssammelkonto geführt, auf dem die in 
der Klasse 2 (Abgrenzungskonten) entstehen- 
den Salden und die Spitzen aus einer mög- 
licherweise angewendeten Standardkostenrech-,n 
nung, d. h. die hierbei entstehenden Kosten- 
über- oder unterdeckungen zu erfassen sind. 
Der Saldo dieses Kontos wird zusammen mit dem 
Saldo des Betriebsergebniskontos auf das Monats- 
Gewinn- und Verlustkonto übertragen. Die zwölf 
Salden dieses Kontos werden mit dem Jahresge- 
winn- und Verlustkonto verrechnet und an das 
Jahresbilanzkonto abgegeben. 


Luftschutz ist Selbstschutz 


Breslauer 
Meffe 


mit Landömafchinenmarkt 
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Auskünfte durch Breslauer Melfe- und 
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Preisbildung und Preisüberwachung 


` Die Sicherung der Warenlenkung und der Warenpreise 
durch das Ordnungsstrafverfahren 


Von Wolfgang Federau 


Als eine der wichtigsten Aufgaben einer national- 
sozialistisch ausgerichteten Kriegswirtschaft ist von vornherein 
bereits, vor Beginn des Krieges die sogenannte Höchstpreis- 
politik und die planmäßige Lenkung der Kaufkraft der Be- 
völkerung erkannt worden. Es war allen beteiligten, Stellen 
von Anbeginn an klar, daß es mit der Höchstpreispolitik 
allein nicht getan sei, sondern daß es der planmäßigen 
Lenkung der Kaufkraft der Verbraucherschaft bedürfe, um 
einer Erschütterung des gesamten Wirtschaftsgefüges, die 
sich gerade im Kriege besonders bedenklich. auswirken müßte, 
vorzubeugen. Die zahlreichen Maßnahmen gesetzlicher Art 
im Bereich der Preisbildung auf der einen Seite, ferner die 
wohlüberlegte Warenbeschränkung in Form einer Einführung 
Lebensmittelkarten, Bezugsscheinen, usw. sowie von Waren- 
beschlagnahmen auf der anderen Seite, dienten diesem Zweck. 
So ist, allen Blockadeversuchen unserer Feinde zum Trotz, 
die Versorgung unseres Volkes mit den lebenswichtigen 
Gütern sichergestellt und dafür Vorsorge getroffen worden, 
daß jeder Deutsche seinen angemessenen und gerechten Teil 
an diesen Gütern erhält. Es ist jedoch eine solche gerechte 
Verteilung der Güter trotz aller gesetzlichen Maßnahmen zu 
erheblichem Teil von’ der Disziplin der Volksgenossen ab- 
hängig. Zum Schutz gegen uneinsichtige und böswillige Ele- 
mente, die sich in jedem, auch-im bestgearteten Volk natur- 
gemäß finden, mußten deshalb weitere Maßnahmen getroffen 
werden, die sich mit der Ahndung von Verstößen gegen 
die angedeuteten gesetzlichen Regelungen beschäftigten. 

Zunächst wurde im Gebiet des Preisrechts eine solche 
Gesamtregelung vorgenommen, die mit einem Schlage‘ die 
bisher vorhandene, sehr weitgehende Zersplitterung und Viel- 
gestaltigkeit des Straf- und Verfahrensrechts auf diesem 
Gebiet beseitigte. Es bedarf keines: besonderen Hinweises, 
daß alle mit der Überwachung der festgesetzten Preise be- 
trauten Stellen (Preisüberwachungsstellen und Preisbehörden) 
ein wesentliches Interesse an einer klaren, übersichtlichen und 
zu Zweifeln nach Möglichkeit nicht Veranlassung gebenden 
Gesetzgebung haben und haben müssen. Gerade auf dem 
Gebiet des Preisrechts war eine solche Vereinfachung und 
Klarstellung von um so größerem Wert, als hier Eingriffe 
in die Lebensäußerungen der breitesten Masse notwendig 
waren und es zweckmäßig erschien, die strafbaren Folgen 
von Zuwiderhandlungen eben dieser breiten Masse auch leicht 
verständlich zu machen.. Dies alles wurde durch die „Ver- 
ordnung über Strafen und Strafverfahren bei Zuwider- 
handlungen gegen Preisvorschriften vom 3. Juni 1939“ erreicht. 
Diese Verordnung gliedert sich je nach den Verfahrensarten 
in das allgemeine Strafrecht, das das Verfahren bei den 
ordentlichen Gerichten und die durch diese zu verhängenden 
Strafen behandelt, sowie in das Ordnungsstrafrecht, das sich 
mit den Strafmaßnahmen beschäftigt, die durch die Preis- 
behörden verhängt werden, sowie mit den hier in Anwendung 
gelangenden Verfahren. 

Als grundsätzlich muß dabei herausgestellt werden, daß 
die Preisstrafrechtsverordnung die Strafverfolgung ausschließ- 
lich in die Hand des Preiskommissars (Reichskommissars für 
die Preisbildung) und der ihm unmittelbar nachgeordneten 
Behörden gelegt hat. Die Gerichte selbst können Preisver- 
stöße von Amts wegen nicht verfolgen, -sie werden vielmehr 
erst tätig, sobald ein Strafantrag vorliegt, der nur von den 
Preisüberwachungsstellen bzw. den unteren Verwaltungs- 
behörden (Landräten, Oberbürgermeistern und Polizeipräsiden- 
ten als Preisbehörden) gestellt werden kann. Praktisch ergibt 


sich demnach, daß grundsätzlich in jedem Fall’ der Fest- . 


stellung eines: Verstoßes gegen die Preisvorschriften bei der 
strafrechtlichen Behandlung der Angelegenheit in erster 
Linie die Preisüberwachungsstellen bzw. Preisbehörden als 
Verfolger und Ahnder derartiger Verstöße auftreten. Erst 
wenn diese Stellen auf Grund des gesamten Sachverhalts zu 
der Erkenntnis gekommen sind, daß eine Bestrafung im 
Wege einer Ordnungsstrafe die begangene Handlung nicht 
ausreichend zu sühnen vermag, ist eine Weiterleitung der 
Angelegenheit an das Gericht unter entsprechender Stellung 
eines Antrages ‚auf Strafverfolgung zulässig. 


Strafrechtlicher Schutz 


An die Seite des Preisstrafrechts trat auf Grund viel- 
fältiger. Beobachtungen und Erfahrungen des ersten Kriegs- 
halbjahres sehr bald eine gesetzliche Regelung, die den straf- 


rechtlichen Schutz in der Kriegswirtschaft zum Inhalt hatte 
und die als „Verbrauchsregelungsstrafverordnung vom 6.4.1940“ 
bekannt geworden ist. Die Bestrafung von Verstößen gegen 
kriegswirtschaftliche Maßnahmen außerhalb des Bereichs der 
Preisüberschreitungen bot vor Erlaß dieser Verordnung ein 
Bild, das einheitliche Richtlinien und Grundsätze bei der 
Beurteilung von ihrem Wesen nach eigentlich gleichen Ver- 
stößen zum Teil vermissen ließ. Diese Mißstände wollte die 
neue Verbrauchsregelungsstrafverordnung _ beseitigen und 
gleichzeitig auch hier, wie es bereits mit der Verordnung 
vom 3. 6. 1939 im Bereich des Preissektors geschehen ist, 
klare Richtlinien schaffen. Es stellt demnach die neue Ver- 


ordnung eine straffe Zusammenfassung des Strafrechts auf. 


dem Gebiet der Bewirtschaftung bezugsbeschränkter Erzeug- 
nisse dar, und zieht darüber hinaus auch das Verfahren selbst 
in den Bereich ihrer Neuregelung. Gegenüber dem vor dem 
April 1940 bestehenden und teilweise etwas verworrenen 
Rechtszustand bringt die neue Verbrauchsregelungsstrafver- 
ordnung drei grundsätzliche Änderungen. Zunächst einmal 
ist die bisherige Scheidung von Verstößen in solche einer- 
seits aus dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft, anderer- 
seits aus dem’ Gebiet der Ernährung und Landwirtschaft 
fallen gelassen worden. Die Verordnung ist von dem .Reichs- 
wirtschaftsministers gemeinsam mit dem Reichsminister für 
Ernährung und Landwirtschaft erlassen und schon daraus 
kann, der Zweck der Vereinheitlichung der Strafverfolgungen 


` auf diesen beiden Gebieten mittelbar entnommen werden. 


Alle diese Fragen bisher behandelnden Bestimmungen aus der 
Verordnung über die Verbrauchsregelung für lebenswichtige 
gewerbliche Erzeugnisse vom 14. 11. 1939 sowie aus der 
Verordnung über die Bewirtschaftung von landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen vom 27. 8. 1939 wurden durch den $ 15 
der neuen -Verbrauchsregelungsstrafverordnung außer Kraft 
gesetzt. Des weiteren ist die innerhalb der Lebensäußerungen 
der Volksgemeinschaft sehr wichtige Frage, ob es sich bei 
den Tätern um solche handelt, die in Ausübung ihres 
Berufs oder Gewerbes sich strafbar gemacht haben, oder 
um andere, gebührend herausgestellt und sind die Straftat- 
bestände nach diesem Unterscheidungsmerkmal gekennzeichnet 
worden, Schließlich und letztens bringt diese Strafregelungs- 
verbrauchsordnung auch auf diesem Gebiet in erheblichem 
Umfange die Rückkehr zum Ordnungsstrafverfahren, dessen 
Anwendung und Aufbau ein wesentlicher Teil der gesamten 
Verordnung gewidmet ist. 

Es ist nicht der Zweck dieser Zeilen, die genannten 
beiden großen Verordnungen vom 3.6.1939 und 6.4.1940, 
deren Bedeutung für das Wirtschaftsleben während des 
Krieges nicht klar genug und nachdrücklich genug herausge- 
stellt werden kann, in ihrem materiellen und formalrecht- 
lichen Inhalt im einzelnen zu erläutern. Es soll hier lediglich 
der verwaltungsmäßige Inhalt angedeutet und die Verzah- 
nung dieser beiden Verordnungen bei der verwaltungsmäßigen 
Bearbeitung solcher Verstöße skizziert werden. 


Verwaltungsstellen sprechen mit * 


Wie bereits in den vorhergehenden Ausführungen ange- 
merkt worden ist, ist das übereinstimmende Merkmal dieser 
beiden Verordnungen die Zuweisung der Verfolgung von 
Verstößen an die Verwaltungsstellen, und zwar treten bei 
der WVerbrauchsregelungsstrafverordnung sinngemäß an die 
Stelle der Preisüberwachungsstellen und Preisbehörden die 
Ernährungs- und Wirtschaftsämter derjenigen Bezirke, inner- 


halb. derer die strafbaren Handlungen begangen worden sind. - 


Eine weitere Parallele hinsichtlich \der Anwendung des 
Ordnungsstrafrechts ergibt sich insoweit, als, sofern kein 
öffentliches Interesse an der gerichtlichen Strafverfolgung 
besteht, grundsätzlich die Wirtschafts- und Ernährungsämter 
Ordnungsstrafen bis zur Höhe von 1000,— RM, bei Zuwider- 
handlungen, die in Ausübung eines Gewerbes oder Berufs 
begangen sind, bis zur Höhe von 5000,— RM festsetzen 
können. Gegen derartige von den Wirtschafts- bzw. Er- 
nährungsämtern festgesetzte Ordnungsstrafen ist Antrag auf 
gerichtliche Entscheidung zulässig. Hier ergibt sich gegen- 
über dem Preisstrafrecht eine Abweichung insoweit, als nach 
der Verordnung vom 3. 6. 1939 dem Betroffenen gegen 
einen Ördnungsstrafbescheid lediglich die Beschwerde als 


Rechtsweg zusteht. Sofern der Strafbescheid durch den 


Reichskommissar für die Preisbildung selbst erlassen worden 
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ist, ist auch die Beschwerde als Rechtsmittel ausgeschlossen. 
Ein solcher Bescheid wird also schon bei Erlaß rechtskräftig. 

Die Praxis des ersten Kriegsjahres hat auf dem Gebiet 
des Preisrechts und der Verbrauchsregelung erwiesen, daß in 
vielen Einzelfällen Verstöße gegen die Verbrauchsregelungs- 
strafverordnung zugleich auch Verstöße gegen preisrechtliche 
Vorschriften darstellen und mit ihnen auf die eine oder 
andere Art eng verbunden sind. Sehr, oft werden bezugs- 
beschränkte Waren, insbesondere aber auch mengenmäßig 
zugeteilte Erzeugnisse aus dem Bereich der Ernährungswirt- 
schaft im Wege des Schleichhandels erworben und alsdann 
mit erheblich höheren Preisen bezahlt, als sie durch die 
entsprechenden Bestimmungen der Preisbildungsstellen fest- 
gelegt worden sind. Diese Tatsache bzw. die Möglichkeit 
einer häufigen Wiederkehr solcher - Vorkommnisse ist, von 
den gesetzgebenden Stellen rechtzeitig erkannt worden. Es 
ist deshalb durch besondere Erlasse Vorkehrung dahin ge- 
troffen worden, daß von den Wirtschafts- und Ernährungs- 
ämtern alle Ermittelungsvorgänge über Tatbestände, bei denen 
eine nach der Verbrauchsregelungsstrafverordnung strafbare 
Handlung zugleich gegen Preisvorschriften verstößt, zunächst 
an die Preisüberwachungsstelle abzugeben sind. Aufgabe der 
Preisüberwachungsstelle ist es in derartigen Fällen dann zu- 
nächst, zu entscheiden, ob der Preisverstoß die Stellung 
eines Strafantrages notwendig macht, oder ob eine Verfolgung 
im Wege des Ordnungsstrafverfahrens als ausreichend an- 
gesehen werden kann. Entscheidet sich die Preisüberwachungs- 
stelle unter genauer und sorgfältiger Abwägung aller Begleit- 
umstände für die Sühnung des Verstoßes durch eine Ord- 
nungsstrafe, so hat sie dem Wirtschafts- bzw. Ernährungs- 
amt von dieser Entscheidung Mitteilung zu machen. Auf 
Grund einer solchen Mitteilung hat alsdann das Wirtschafts- 
bzw. Ernährungsamt seinerseits von. einer Weitergabe des 
Vorgangs an die Strafverfolgungsbehörden abzusehen und das 
Vorliegen eines öffentlichen Interesses an der Herbeiführung 
einer gerichtlichen Entscheidung gemäß § 3 Abs. 1 der Ver- 
ordnung, vom 6. 4. 1940 zu verneinen. 

Naturgemäß kann die Straftat auch das umgekehrte 
Merkmal tragen, d. h. die Überprüfung der Begleitumstände 
eines den Preisbehörden zur Kenntnis gelangten Verstosses 
gegen die Preisvorschriften hat ergeben, daß dieser Verstoß 
gleichsam nur Bagatellcharakter trägt und der mit: der straf- 
baren Handlung verbundene Verstoß gegen die Verbrauchs- 
regelungsstrafverordnung erheblich schwerwiegender ist. In 
solchen Fällen ist das umgekehrte Verfahren anzuwenden, 
d. h. der Vorgang ist zur weiteren Verfolgung von der Preis- 
behörde an das zuständige Wirtschafts- bzw. Ernährungsamt 
abzugeben. 


Der Weg des Ausgleichs der Ansichten 


Die hier geschilderten Regelungen bei der Verfolgung von 
Zuwiderhandlungen, sei es aus dem Bereich des Preisrechts, 
sei es aus dem Bereich der Verbrauchsregelung, bilden ein 
engmaschiges und lückenloses Netz, das Vorgänge der ge- 
nannten Art restlos einzufangen und Schuldige auf schnell- 
stem Wege ihrer Bestrafung zuzuführen vermag. Daß natur- 
gemäß bei der Beurteilung einer Zuwiderhandlung gegen 
beide Verordnungen die Ansichten der beteiligten‘ Stellen, 
welche Seite der strafbaren Handlung als schwerwiegender 
anzusehen ist, auseinandergehen können, bedarf keines be- 
sonderen Hinweises. Immer wird sich jedoch in der Praxis 
ein Weg des Ausgleichs finden lassen, der die strafbare 
Handlung mit jener Schärfe und: jenem Nachdruck ahndet, 
welche sie verdient; womit der hauptsächlichste Zweck der 
beiden Verordnungen bereits als erfüllt angesehen werden 
kann. Die Fälle, in denen. die beteiligten Stellen zu einer 
Einigung hinsichtlich der Bewertung der strafbaren Handlung 
nicht zu gelangen vermögen, werden zweifellos in der Praxis 
außerordentlich selten sein. In solchen Fällen jedoch, bei 
denen eine Verständigung im Sinne der angedeuteten Richt- 
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linien schlechthin nicht zu erreichen ist, wird letztens eine 
Entscheidung der höchsten Behörde, also des Reichskommis- 
sars für die Preisbildung selbst, angefordert werden müssen. 


Die Gewinnabschöpfung 


ist Gegenstand von Erörterungen beim Reichskommissar für 
die Preisbildung. Die Richtlinien für die einzelnen Zweige 
der gewerblichen Wirtschaft werden abgewartet. Auch für 
den Reichsgau Danzig-Westpreußen gilt diese terminmäßige 
Behandlung. Sobald Näheres über die Art der Durchführung 
der Gewinnabschöpfung bekannt werden sollte, werden Ein- 
zelheiten an dieser Stelle bekanntgegeben werden. Diese 
künftige Regelung schließt nicht aus, daß die Preisübsr- 
wachungsstellen sich an die gewerbliche Wirtschaft wenden, 
um die erforderlichen Feststellungen schon jetzt zu treffen, 
die nötig sind, um überhaupt übersehen zu können, in 
welchen Zweigen der gewerblichen Wirtschaft und gegebenen- 
falls in welcher Form Gewinnabschöpfungen nach: den noch 
zu erlassenden Richtlinien notwendig oder möglich sein wer- 
den. Dieses Abwarten hindert auch nicht einzelne Firmen, 
von sich aus mit den Preisüberwachungsstellen unter Ein- 
sendung von Unterlagen Fühlung zu nehmen. 


Eine neue Steuer? 


Hierzu schreibt die Frankfurter Zeitung Nr. 160 vom 28.3. 
u. a.: Die neuesten preispolitischen Maßnahmen sind, offen- 
sichtlich mancherlei Mißverständnissen ausgesetzt. Die vom 
Preiskommissar vorgeschriebene Abführung aller Ueberge- 
winne, die nicht durch Preissenkungen zum Verschwinden 
gebracht werden könnten, erwecke bei oberflächlicher Be- 
trachtung den Eindruck, als handle es sich, wenn nicht 
theoretisch so doch praktisch, um eine neue Steuer, die nur 
etwas „anders konstruiert sei- als die üblichen Einkommen- 
steuern. Derartige Auffassungen dürften nicht unwiderlegt 
bleiben. Es komme gerade heute sehr viel darauf an, daß 
der einzelne Unternehmer die Wirtschaftspolitik der Reichs- 
regierung verstehe, weil man von ihm nicht nur die Er- 
füllüng bestehender Vorschriften, sondern darüber hinaus 
eine aktive Mitarbeit verlange. Das erforderliche Verständnis 
werde aber unmöglich gemacht, wenn man die tieferen 
Gründe des sogn. Gewinnstops beiseite schiebe und sich 
einfach darauf versteife, jede finanzielle Leistung an den 
Staat als Steuer zu bezeichnen. Es werde hier außer acht ge- 
lassen, daß die durch die Gewinnabführung entstehende 
Mehreinnahme des Reiches nur ‚ein Nebeneffekt sei. Es 
heiße ausdrücklich, daß beim Vorhandensein kriegswirt- 
schaftlich nicht gerechtfertigter Preise eine Preissenkung vor- 
zunehmen sei und daß nur dann, wenn Preissenkungen unter- 
lassen worden seien, die Gewinnabführung platzgreifen solle. 
Dem Preiskommissar komme es also allein auf die Preis- 
senkungen an. Wo Preissenkungen geboten seien, sollten sie 
von jedem Unternehmer unaufgefordert und unverzüglich 
herbeigeführt werden. Nur in Ausnahmefällen könne aus 
kriegswirtschaftlichen Gründen einem Unternehmen auf An- 
trag gestattet werden, die gebotene Preissenkung zu unter- 
lassen und die Gewinnabführung an ihre Stelle zu setzen. 
Der preispolitische Charakter ergebe sich aber auch aus der 
Ueberlegung folgender Art: Uebergewinne könnten ja nur 
entstehen, wenn der Wettbewerb. nicht ausreichend funktio- 
niere. Durch Uebernachfrage seien fast alle Märkte außer- 
ordentlich unelastisch geworden. Sie reagierten auf Preis- 
veränderungen kaum. Die meisten Unternehmungen seien 
ohne eigenes Zutun in den Besitz einer Monopolstellung 
gelangt, die Preisstopverordindung mache nun die Aus- 
nutzung dieser Monopolstellung unmöglich. Die Aktion zur 
Beseitigung der Uebergewinne habe daher keine andere Auf- 
gabe als die, welche in normalen Zeiten durch den Wett- 
bewerb gelöst würde Der Unternehmer würde den Aufgaben. 
die ihm gestellt werden, am besten gerecht werden, wenn er 
sich diese preispolitischen Zusammenhänge vor Augen führe. 
Der deutsche Unternehmer müsse alles Interesse daran 
haben, die Preisaufsicht bei der Verwirklichung dieses Vor- 
habens zu unterstützen. Je nachdrücklicher er seine Preise 
senke, desto besser würde er seiner Aufgabe gerecht werden. 
Vielleicht würde eine Kriegsgewinnsteuer für ihn bequemer 
sein. Wer aber so denke, beweise dadurch, daß er das Wesen 
der gegenseitigen Wirtschaftspolitik nicht erfaßt habe. 


Die Höhe der Handelsspanne 

beim Groß- und Einzelhandel ist in den letzten Wochen 
angesichts mehrerer Sonderkontrollen in den einzelnen Wirt- 
schaftszweigen Gegenstand von Erörterungen unter Kauf- 
leuten gewesen. Einzelne Firmeninhaber wunderten sich, auf 
Grund der Kontrollergebnisse in ein Ordnungsstrafverfahren 


verwickelt zu werden. Es handelt sich in solchen Fällen 
darum, daß der Händler zwar seine bisherige Friedens- 
handelsspanne weiter berechnet hat, dabei aber im Kriege 
einen außerordentlich hohen Gewinn erzielte. Bei 
Voraussetzungen liegt ein Verstoß gegen $ 22 Kriegswirt- 
schaftsverordnung vor. 

Im Interesse der Aufklärung weitester Kreise sei an 
einigen Beispielen erläutert, wanħ der Händler u. a. zur 
Preissenkung von sich aus verpflichtet ist. 

Beispiel 1.. Der Einzelhändler A hatte bei einer Ver- 
dienstspanne von 60% vor dem 1. September 1939 (also 
1938) einen Bilanzgewinn von 8000,— DG. Unter Aufrecht- 
erhaltung dieser Spanne verdiente er im Jahre 1940 9000,— RM. 
Wenn man der Einfachheit halber Gulden = Mark setzt, kann 
hier von einem besonderen Kriegsgewinn nicht gesprochen 
werden, der Einzelhändler kann seine alte Handelsspanne, 
sofern sie nicht durch Höchstpreisregelung, z. B. von der 
Preisbildungsstelle, herabgesetzt wurde, weiter beibehalten. 

Beispiel 2. Der Einzelhändler B hatte bei einer Ver- 
dienstspanne von brutto 40% im Jahre 1938 einen Rein- 
gewinn von 12000,— DG. Er hat 1940 30 000,— RM verdient. 
Auch wenn man hier Gulden = Mark setzt, liegt eine Ge- 
winnsteigerung um mehr als 100% vor. Der Einzelhändler 
hat entweder alle seine Waren oder, wenn es im Hinblick 
auf einen größeren Umsatz untunlich ist, einen Teil seiner 
Waren durch Senkung der Handelsspanne im Preise herab- 
zusetzen. Hierbei ist nach Möglichkeit so vorzugehen, daß 
Artikel des täglichen Bedarfs hinsichtlich der Senkung der 
Spanne vor anderen Warengruppen den Vorzug verdienen. 
Der Einzelhändler weist zur Vermeidung von. Bestrafungen 
bei Kontrollen durch die Preisüberwachungsbeamten zweck- 
dienlich auf eine solche bereits von ihm durchgeführte Preis- 
herabsetzung in der Vergangenheit hin. 

Die Regelung beim Großhandel kann in ähnlicher Weise 
erfolgen. Auch hier kann der Großhändler seine Spannen 
senken oder auf andere Weise zur Verbilligung der Ware 
angesichts seines höheren Gewinnes im Kriege beitragen. 

Es kann den Firmen empfohlen werden, von einer solchen 
Preisherabsetzung der 
Kenntnis zu geben, allein schon aus dem Grunde, daß, wenn 
die Geschäftslage sich verschlechtert, der Betrieb von sich 
aus in der Lage ist, auf seine alte Handelsspanne wieder 
heraufzugehen. Dr. E: 


Die Treuhänder, 


welche im befreiten Gebiet des Reichsgaues Danzig-West- 
preußen mit einer festen Pauschale als Entgelt für ihre 
Tätigkeit eingesetzt sind, dürfen, wenn sie es sich überlegen, 
an 'einer Preissteigerung der von ihnen verkauften Waren 
aus folgenden Gründen kein Interesse haben: 


1. Eine Preissteigerung über Höchstsätze hinaus schafft dem 
Treuhänder selbst keinen persönlichen Vorteil. Ob er 
das Sauerkraut für —,15 RM oder —,20 RM, einen 
Spinnstoffartikel für 25,— RM oder 30,— RM verkauft, 
bleibt unerheblich für die ihm gezahlte Festvergütung. 


. Jede Umsatz- oder Ertragsteigerung führt vielmehr dazu, 
daß die von der H.T.O. zur Kontrolle der Betriebe 
eingesetzten Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren usw. diese 
erhöhten Umsätze und Erträge feststellen und zwangs- 
läufig zu einer noch günstigeren Beurteilung des Be- 
triebes kommen müssen. Dieses Ergebnis aber ist, wenn 
der Treuhänder den von ihm verwalteten Betrieb später 
selbst übernehmen will, ausschlaggebend für die Bewer- 
tung des Firmenwertes usw. Der Treuhänder hat also 
auch aus diesem Grunde kein Interesse an einer gewollten 
‚  Preissteigerung über das normale Maß hinaus. 

3. Der Einwand, daß bei billigeren Preisen etwa der Um- 
satz steigt, ist im Kriege deswegen abwegig, weil Waren 
aller Art immer nur in beschränktem Umfange zuge- 
teilt werden, eine Warenverbilligung durch Preissenkung, 
wenn es alle Betriebe tun, zu einer Umsatzsteigerung 
nicht führt. 

Diese Gründe, wenn jeder Treuhänder sie sich recht über- 
legt, müssen ihn veranlassen, in wohlerwogenem eigenen 
Interesse von sich aus jede Preissteigerung über das normale 

Maß hinaus zu unterbinden. Die Preisüberwachungsbehörden 
haben ‘feststellen müssen, daß gerade diese Erkenntnis in 
den kleineren und mittleren Betrieben zum Schaden der 

Treuhänder noch nicht Allgemeingut geworden ist. 


Die Preisauszeichnung hochwertiger Textilwaren 
ist mit sofortiger Wirkung wie folgt geregelt: , 


1. Orientalische Teppiche werden ohne Rücksicht auf die 
Preishöhe bei sichtbarer Ausstellung in Schaufenstern 
von der Preisauszeichnung ausgenommen. 


solchen 


zuständigen Preisüberwachungsstelle “ 


Pe 


“unterliegen 


2. Spezialgeschäfte, die ausschließlich hochwertige Waren 
auf dem Gebiet der Damenoberbekleidung (Mäntel, 
Kleider, Kostüme, Blusen, Pelzwaren usw.) führen, kön- 
nen von der Pflicht zur Preisauszeichnung gemäß $ 1 
Ziff. 1, soweit die Preisauszeichnung in den Schau- 
fenstern und Schaukästen in Frage kommt, auf Antrag 
gänzlich befreit werden. 


Der Antrag ist mit den entsprechenden Nachweisen 
der Fachgruppe Bekleidung, Textil und Leder in der 
Wirtschaftsgruppe Einzelhandel, Berlin-Schöneberg, Ba- 
densche Str. 50/52, zuzuleiten, die die Anträge mit ihrer 
Stellungnahme mir zur Entscheidung vorlegt. 


. Textileinzelhandelsgeschäfte, die neben anderen auch hoch- 
wertige Waren führen, brauchen diese bei sichtbarer 
Ausstellung in den Schaufenstern nicht mit einem Preis- 
schild zu versehen, wenn die gleichzeitig mit anderen 
Waren derselben Art ausgestellten hochwertigen Waren 
nicht mehr als 10 v.H. ausmachen. Als hochwertige 
Waren gelten in diesem Fall 


Mäntel über 250, — RM 
Kostüme 250, — RM 
Damenkleider . . . „  300,— RM 
‚Blusen 60,— RM 
Pelzmäntel . a 2000,— RM 
Pelzjacken . 400,— RM 
Damenhüte » 60, — RM 


. Durch die nach vorstehenden Richtlinien erteilten Aus- 

nahmen ändert sich nichts an den Vorschriften des 
§ 1 Ziff. 1, hinsichtlich der Preisauszeichnung bei 
sichtbarer Ausstellung im Innern der betreffenden Ge- 
schäfte. Ebenso bleibt selbstverständlich $ 2 Ziff. 2 
unberührt. 


Mauerdurchbrüche in Kellern 

als Luftschutzmaßnahmen 
einer besonderen „Höchstpreisregelung, die in 
Form von Richtlinien für die Preisermittlung vom Reichs- 
kommissar für die Preisbildung erlassen worden sind. 

Die Durchbrüche sollen je nach Mauerstärke bei 25 cm 
Dicke nicht mehr als 20,— RM, bei 77 cm nicht mehr als 
40,— RM kosten. 2 

Hierdurch sind alle Kosten abgegolten, also: 

1. Einrichten der Baustelle, wie Beschaffung der Keller- 
schlüssel, Feststellung von Wasser-, Lichtanschlüssen 
usw., aber ausschließlich Beseitigung von Kellerver- 
schlägen, - Hausrat, Kohlen etc., 


2. Material- und Gerätetransport, 

3. Durchbrechen der Mauer einschl. Nacharbeiten der 
Flächen und Ecken, 

4. Herausschaffen des Schuttes und der überschüssigen 


Steine aus dem Keller ohne Aufladen auf Fuhrwerk, 


5. Mauern einer !/,Stein starken Abschlußmauer aus den 
gewonnenen Ziegelsteinen einschl. Abputzen der erforder- 
lichen Steine, 


6. 1 qm Schlemm- oder Pinselrapputz. 


Die Frachtentarife 


werden ständig von den Vertretern der Preisbehörde in dem 
jeweiligen Frachtausschuß kontrolliert. Der Vertreter hat 
über stattgefundene Sitzungen der Frachtausschüsse jeweils 
dem Reichskommissar für die Preisbildung zu berichten. 

In einem Erlaß vom 8. März 1941 (23/41), abgedruckt 
im Mitteilungsblatt des Reichskommissars Teil II Nr. 6 
vom 17. März 1941, ist alles Weitere, auf das hier verwiesen 
werden kann, enthalten. 


Preisüberschreitungen in Zeitungen 


sollen von Verlegern von Zeitungen oder Zeitschriften be- 
achtet und verhindert werden. Der Reichskommissar hat 
diese Verantwortung der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger 
in einem Erlaß an den Reichsverband der Deutschen Zei- 
tungsverleger aber insoweit eingeschränkt, als Verleger von 
Zeitungen oder Zeitschriften für die Beobachtung von Preis- 
vorschriften in fremden Geschäftsanzeigen, die in ihrem Blatt 
erscheinen, zumal wenn das Blatt über mehrere Bezirke 
verbreitet ist und die Preise örtlich verschieden sind, nur 
dann verantwortlich gemacht werden, wenn der Preisverstoß 
ganz grob und ohne weiteres sofort ersichtlich ist. An Ver- 
leger von Fachzeitschriften ist für die in ihren Blättern 
erscheinenden Fachanzeigen naturgemäß ein schärferer Maß- 
stab anzulegen. 
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Gesetze, Verordnungen, Anordnungen 


Anordnung 
der Haupttreuhandstelle Ost über die Anmeldung des Besitzes an 
kommunalen Inhaberschuldverschreibungen in den eingegliederten 


Ostgebieten. 
(AO. Nr. 8.) 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 75 vom 29, 3. 1941.) 

Auf Grund des $5 der Anordnung über die Haupttreuhandstelle Ost vom 12. Juni 1940 
(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 139/40) ordne ich an: 

Deutsche Staatsangehörige, die Inhaberschuldverschreibungen von Anleihen ehemals polnischer 
Gemeinden (Gemeindeverbände, gemeindlicher Unternehmungen) in den eingegliederten Ost- 
gebieten sowie Kommunalobligationen besitzen und nachweislich vor dem 1. September 1939 
erworben haben, werden hierdurch zur Anmeldung dieser Schuldverschreibungen aufgefordert. 

Als deutsche Staatsangehörige, die zur Anmeldung berechtigt und verpflichtet sind, gelten 
diejenigen Personen, die Reichsangehörige sind oder als ehemals Danziger oder polnische Staats- 
angehörige gemäß der Verordnung über die Deutsche Volksliste und die deutsche Staats- 
angehörigkeit in den eingegliederten Ostgebieten vom 4. März 1941 (RGBl. I, S. 118) die Ein- 
tragung in die Deutsche Volksliste erwirkt oder beantragt haben. Das gleiche gilt für Erwerbs- 
gesellschaften, deren Mitgliedschaftsrechte überwiegend deutschen Staatsangehörigen gehören. 

Für die Anmeldung kommen nur in Betracht: 

a) Inhaberschuldverschreibungen, die begeben worden sind. von Gemeinden, Gemeinde- 
verbänden sowie von den unter beherrschendem Einfluß von Gemeinden und Gemeinde- 

. verbänden stehenden Unternehmungen, welche ihren Sitz in den eingegliederten Ost- 
gebieten haben, 

b) von ehemals polnischen Kreditinstituten begebene Kommupalobligationen. 

Der Anmeldende muß nachweisen können, daß er die betreffenden Schuldverschreibungen 
bereits vor dem 1. September 1939 im Eigenbesitz gehabt hat. à 

Die Anmeldung hat auf einem bei der Haupttreuhandstelle Ost und den örtlichen Dienst- 
stellen (Treuhandstellen) in Kattowitz, Posen, Litzmannstadt, Gotenhafen, Zichenau erhältlichen 
Vordruck (Urschrift mit zwei Durchschlägen) zu erfolgen und muß folgende Angaben enthalten: 
Die genaue Bezeichnung der Schuldverschreibung(en) und deren Zinssatz, 
den Nennbetrag der zur Anmeldung kommenden Stücke insgesamt, 

. den Zeitpunkt der letzten Zinsscheineinlösung, 

„wo sich die Schuldverschreibungen im Zeitpunkt der Anmeldung befinden. 

den Wohnsitz des Anmeldenden vor dem 1. September 1939 und seine derzeitige 
genaue Anschrift, ? 

seit wann sich die Stücke in ununterbrochenem Besitz des Anmeldenden befinden 
unter Angabe der Beweisunterlägen, 

7. ob der Anmeldende bezüglich der deutschen Staatsangehörigkeit die obigen Voraus- 
setzungen (Abs. 2) erfüllt und in:welcher Form dies nachgewiesen werden kann. 

Die Anmeldung dient der Feststellung. der Ansprüche aus den aufgerufenen Schuldverschrei- 
bungen und hat bis spätestens zum 30. April 1941 zu erfolgen: 

a) für Anleihen von Gemeinden und gemeindlichen Unternehmungen in den ein- 
gegliederten Ostgebieten bei der Gemeinde (gemeindlichen Unternehmung), welche 
solche Schuldverschreibungen ausgegeben hat, 

b) für Anleihen von Gemeindeverbänden (Woiwodschaften, Starosteien), deren früherer 
Sitz in den eingegliederten Ostgebieten liegt, bei dem ‘für diesen Sitz zuständigen 
Reichsstatthalter — Abteilung Gauselbstverwaltung —, 

* c) für Kommunalobligationen ehemals polnischer Kreditinstitute bei der Haupttreuhand- 

stelle Ost, Berlin, Abteilung V: 

Ein Durchschlag der Anmeldung ist an die Haupttreuhandstelle Ost, Berlin W 9, Potsdamer 
Straße 28, zu übersenden. Den zweiten Durchschlag behält der Anmeldende für sich zurück. 

Die örtlichen deutschen Sparkassen sind zur Unterstützung bei der Ausfüllung der Anmelde- 
vordrucke bereit. y 

Die Versäumnis der fristgemäßen Anmeldung hat zur Folge, daß der Stückinhaber auf eine 
Berücksichtigung bei einer Neuregelung nicht rechnen kann. 

Eine Einreichung der Anleihestücke, fälligen Zinsscheine oder sonstigen Originalunterlagen 
(Beweismaterial für den Altbesitz, Volkstumsausweis usw.) hat einstweilen zu unterbleiben, da 
= DL der Beifügung bei deren Verlust ein Rechtsanspruch gegen die Anmeldestelle nicht 
besteht. 


D NPPNH 


Berlin, den 27. März 1941. 


Der Beauftragte für den Vierjahresplan 
— Haupftreuhandstelle Ost — 
Dr. Winkler 


Verordnung über die Einführung der Verordnung über Preisbindungen 
in den eingegliederten Ostgebieten 
Vom 3. April 1941 
(Reichsgesetzblatt I S. 190.) 
Auf Grund der Verordnung über Preisbildung in den eingegliederten Ostgebieten vom 


20. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 210) wird mit Zustimmung des Beauftragten für den 


Vierjahresplan. verordnet: 4 
N - 
(1) Die Verordnung über Preisbindungen vom 23. November 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 1573) 
gilt auch in den eingegliederten Ostgebieten. 5 
(2) Preisbindungen der in den $$ 2 und 3 der vorgenannten Verordnung bezeichneten Art 
müssen dem Reichskommissar für die Preisbildung bis zum 1. Juli 1941 schriftlich gemeldet 
werden, wenn sie vor dem 15. März 1940 vorgenommen worden und zur Zeit noch in Kraft sind. 
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(3) Die Vorschrift des Abs. 3 gilt nicht für Preisbindungen, zu denen der Reichskommissat 
für die Preisbildung seine Einwilligung erteilt hat. Der Reichskommissar für die Preisbildung 
kann weitere- Ausnahmen zulassen oder anordnen. 


Soweit Vorschriften, die durch diese Verordnung in den eingegliederten Ostgebieten ein- 
geführt werden, nicht unmittelbar angewandt werden können, sind sie sinngemäß anzuwenden. 
83 

(1) Diese Verordnung tritt am 12. April 1941 in Kraft. 

(2) Mit diesem Zeitpunkt tritt die Vorschrift des § 1 Nr. 1’der Verordnung über die Ein- 
führung der Verordnung über Preisbindungen und gegen Verteuerung der Bedarfsdeckung und der 
Verordnung über Preisbildung für ausländische Waren in den eingegliederten Ostgebieten vom 
12. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 393) außer Kraft. 

Berlin, den 3. April 1941. 
Der Reichskommissar für die Preisbildung 
Wagner 
Der Reichsminister des Innern 
In Vertretung 
Pfundtner 


Neue Reichsgesetze für die Ostgebiete 


Reichsgesetz- 
blatt Teil I 
Nr. Seite 
VO zur Anpassung der verbrauchergenossenschaftlichen Einrichtungen an die kriegs- 
wirtschaftlichen Verhältnisse. (Vom 18. Februar 1941.) . ER 106 
(Betr. Auflösung der Verbrauchergenossenschaften (Konsumvereine). 
Erste Anordnung zur Durchführung der VO zur Anpassung der verbrauchergenossen- 
schaftlichen Einrichtungen an. die ah R Verhältnisse. (Vom 
18. Februar 1941.) . . . RED 107 
Zweite Ost-Steuerhilfe- Verbin (Zweite OStV). (Vom “20. Feba 1941.) a 2m. SIO9 
(Wortlaut siehe DWZ Nr. 7 Seite 184.) 
VO zur Einführung der Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung von Wald- 
bränden in den nicht im Eigentum des Reiches oder der Länder stehenden 
Waldungen in den Reichsgauen der Ostmark, im Reichsgau Sudetenland und in o 
den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 17. Februar 1941.) . ~ . 24 111 
VO zur Einführung der Verordnung zum Schutze der Wälder, Moore re Heiden 
gegen Brände in den Reichsgauen der Ostmark, im Reichsgau Sudetenland und in 


den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 17. Februar 1941.) . . . 2A. LE2 
VO über die Einführung der Verordnung zur Vereinfachung der Wirtschaftsstatistik 

in den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 18. Februar 1941.) . . 24. 112 
VO über die deutsche Volksliste und die deutsche Staatsangehörigkeit | in den ein- 

gegliederten Ostgebieten. (Vom 4. März 1941.) ;.. . x A] 118 


(Wortlaut siehe DWZ Nr. 7 Seite 183.) 


VO über die Einführung des Reichsversorgungsgesetzes und des Gesetzes über das 
Verfahren in Usa in den eingegliederten Ostgebieten. Si 24. Fe- 


bruar 1941.) ,. . 26 121 
VO zur Ergänzung der Werordriüng : zur r Einführung dh Vierjalresplanen in Gen Ost- 

gebieten. (Vom 24. Februar 1941.) . . SVA 27 124 
Zweite Ausführungsbestimmung zur Verordnung zur Vereinfachung der Wirtschafts- 

statistik. (Vom 8. März 1941.) . . . 27 ` . 126 
VO zur Einführung der Lebensmittelgesetzgebung in den Gre ouderen Östgebieten. 

(Vom 12, März 1941) . . 28 127 
VO zur Einführung von Vorschriften über. Kenchmigungs- a über wäshangapfliche 

tige Anlagen in den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 12, März: 1941.) . . . 28 129 


VO zur Aenderung der Verordnung über Wechsel- und Scheckrechtsfristen sowie N 
über Hemmung der Verjährung wechsel- und scheckrechtlicher. Seh 
ansprüche in den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 13. März 1941. . . 28 130 
(Die Fristen werden bis zum 15. Januar 1942 verlängert.) 
VO zur Einführung von Vorschriften auf dem Gebiet des Städtebaues und des Sied- 
lungs- und Wohnungswesens in den a ENIT Ostgebieten. (Vom 4. März 


94T)" 1"), 29 131 
VO zur Regelung des Hochechulwänens‘ in Be Beiden Datis „Westpfeiiken 
und Wartheland. (Vom 10. März 1941.) . 30 139 


(Die Technische Hochschule in Danzig und diè Medizinische Akademie 
in Danzig unterstehen dem Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung unmittelbar.) ‚ 
VO zur Einführung des Reichsnaturschutzrechts in den eingegliederten Ostgebieten. . 
(Vom 11. März 1941) . . 3r 143 
VO über die Einführung des Gesetzes zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Ver- 
waltungen und Betrieben in den eingegliederten Ostgebieten. (Vom 17. März1941) 31 147 
Erste Durchführungsverordnung zur Verordnung zur Einführung von Vorschriften 
über genehmigungs- und überwachungspflichtige Anlagen in den eingegliederten 


Ostgebieten. (Vom 19. März 1941.) . t 31 148 
VO über die Einführung fideikommißrechtlicher Vorschriften in den eingegliederten 
Ostgebieten. (Vom 18. März 1941.) . . 32.154 
VO über die Einführung der Krankenversicherung für Kriegshinterbliebene in den 
eingegliederten Ostgebieten. (Vom 11. ‚März 1941.) .. 33 159 
VO zur Einführung der BE aen in pa eingegliederten Ostgebieten. (Vom 
80, März 141) .. ASN Te 3 -` 16l 
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Handelsregister 
für Danzig -Westpreußen 
Danzig 


(Deutscher Reichsanzeiger Nr. 62 vom 14. März 1941) 


Neueintragungen : 
Am 3. März 1941 

A 126 P. Orlovius Inh. Emma Müller, Danzig-Neufahr- 
wasser [Fischmeisterweg 1 — Spedition und Stauerei]. Ge- 
schäftsinhaberin: Emma Müller geb. Neubäcker, Danzig-Neu- 
fahrwasser. Die Firma war früher P. Orlovius G. m.«b. H. 
— 10 H.-R. B 339. 

A 127 Zwei Anker Tee-Packerei und Großhandel mit 
Kaffee, Tee, Kakao, Senfmehl und deren Ersatzstoffen, 
Michael Wladimiroff & Co., Kommandit-Gesellschaft, Danzig- 
Neufahrwasser [Lotsenweg 1]. Persönlich haftender Gesell- 
schafter: Michael Wladimiroff, Danzig. Die Kommanditge- 
sellschaft hat am 3. März 1941 begonnen. Zwei Komman- 
ditisten sind in die Gesellschaft eingetreten. — Die Firma 
war früher: Zwei Anker, Nahrungs- u. Genußmittel-Groß- 
handels-Aktiengesellschaft vormals: The Asiatic Trading 
Corp. A.G. — 10 H.-R. B 2768. 

Am 6. März 1941 
A 128 Reinhold Brambach u. Sohn Sperrholzfabrik, Säge- 


werk u. Holzgroßhandlung, Danzig [Breitenbachstr. 28]. Die. 


offene Handelsgesellschaft hat am 6. März 1941 begonnen. 
Persönlich haftende Gesellschafter: Kaufmann Reinhold Bram- 
bach, Kaufmann Horst Brambach, beide in Danzig-Brösen. 
Dem Oskar Hellwig ist Prokura erteilt. — Die Firma war 
früher: Reinhold Brambach & Sohn, G. m. b. H. — 10 H.-R. 
B 2851. À 
Veränderungen: 
Am 3. März 1941 

A 19 Ed. Loewens, Danzig [Langgasse 56]. Geschäfts- 
inhaber ist jetzt der Kaufmann Arnold Loewens, Danzig. 
Seine Prokura ist erloschen. Die Prokura des Curt Ohms, 
der Margarete Stier und der Gertrud Loewens ‚geb. Metz 
sind bestehen geblieben. 

Ferner wird bekanntgemacht: Die gleiche Eintragung 
wird für die Zweigniederlassung in Zoppot bei dem dortigen 
Amtsgericht erfolgen. 

` A 5581 Felix Schweitzer Nachfolger, Inhaber Ernst Lucks, 
Danzig [Langer Markt 14]. Die Firma ist geändert in: 


Ernst Lucks. 
Am 4. März 1941 

A 72 Heinrich Hülsen, Danzig [Lastadie 25]. An Curt 
Kraft, Danzig, ist Gesamtprokura erteilt. Er vertritt die 
Firma gemeinsam mit einem anderen Prokuristen. 

A 6191 Lappiner Kies- und Steinwerke Helmuth Willers 
& Co., Danzig [Dominikswall 2]. Die Gesellschaft ist auf- 
gelöst. Liquidator ist der Kaufmann Kurt Harsdorff, Danzig. 


Am 5. März 1941 
A 5993 Deutscher Hut-Vertrieb Johann Knapp, Danzig 
[Breitgasse 106/107]. Die Prokura der Frau Lena Rensch 
ist erloschen. Dem. Fräulein Antonie Kahl in Danzig ist 
Einzelprokura erteilt. 
Erloschen: 
Am 5. März 1941 
A 140 Robert Upleger, Danzig. 


Neueintragung: 
Am 3. März 1941 
B 54 Ostdeutsche Reederei Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, Danzig [Langgasse 39]. Gegenstand des Unter- 
nehmens ist der Betrieb einer Reederei und eines Schiffs- 
maklergeschäfts. Stammkapital: 100000,— RM. Geschäfts- 
führer: Kaufmann Clemens Bastian, Zoppot, Kaufmann Gün- 
ter Pohl, Gotenhafen. Der Gesellschaftsvertrag ist am 19. Fe- 
bruar 1941 festgestellt. Die Gesellschaft hat einen oder 
mehrere Geschäftsführer. Sind mehrere Geschäftsführer be- 
stellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer 
gemeinschaftlich, oder durch einen Geschäftsführer in Ge- 
meinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 
"Als nicht eingetragen wird bekanntgemacht: Die Be- 
kanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch den Deut- 
schen Reichsanzeiger. . 
; Veränderungen: 
Am 3. März 1941 t 
B 10 Heimstätte Danzig-Westpreußen Gesellscháft mit 
beschränkter Haftung Treuhandstelle für Wohnungs- und 
Kleinsiedlungswesen, Danzig [Hundegasse 110]. Die Prokura 
. des Otto Bräutigam ist erloschen. ; 
B 837 jetzt B 53 Danziger Lagerhaus-Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, Danzig [Hopfengasse ‘26 bis 27). 
Durch Beschluß vom 18. Dezember 1940 ist das Stamm- 
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kapital auf Grund der Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 1940 
auf 250000,— RM umgestellt und die Satzung entsprechend 
geändert. y 

Am 4. März 1941 . 

B 2305 jetzt B 55 Dr. Bräunig Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, Danzig [Langer Markt 39]. Durch Be- 
schluß vom 22. Januar 1941 ist die Firma in Dr. Bräunig 
Nachf. Gesellschaft mit beschränkter Haftung geändert und 
die Erhöhung des Stammkapitals um 5000,— auf 25 000,— RM 
erfolgt. 

Am 5. März 1941 

B 38 Ostland - Werke, Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung, Apparate- und Fahrzeugbau, Danzig. Durch Be- 
schluß vom 17. Januar 1941 ist an Stelle des als Geschäfts- 
führer ausgeschiedenen Direktors Rudolf Skibbe der Direktor 
Georg Schnepf, Zoppot, bestellt. 

Ferner wird bekanntgemacht: Die gleiche Eintragung 
wird für die Zweigniederlassung in Frauenburg bei dem Amts- 
gericht in Braunsberg erfolgen. 


Am 6. März 1941 
B 29 Neue Heimat Gemeinnützige Wohnungs- und Sied- 
lungsgesellschaft der Deutschen Arbeitsfront im Gau Danzig- 
Westpreußen Gesellschaft mit beschränkter Haftung, Danzig 
[Schopenhauerweg 18]. Der Bauingenieur Herbert Sickert, 
Danzig, ist zum Geschäftsführer bestellt. i 


Umwandlungen: 


Am 3. März 1941 

B 339 P. Orlovius Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung, Danzig. Durch. Gesellschafterbeschluß vom 20. De- 
zember 1940 ist die Umwandlung der Gesellschaft auf Grund 
des Gesetzes vom 5. Juli 1934 und der Umwandlungsbilanz 
zum 1. Oktober 1940 durch Uebertragung ihres Vermögens 
unter Ausschluß der Liquidation auf die Hauptgesellschafterin 
Emma Müller geb. Neubäcker i. Fa. P. Orlovius Inh. Emma 
Müller erfolgt. Die bisherige Firma ist erloschen und hier 
gelöscht. — Vergl. 10 H.-R. A. 126. 

Als nicht eingetragen wird noch veröffentlicht: Den Gläu- 
bigern der Gesellschaft steht es frei, soweit sie nicht Be- 
friedigung verlangen können, binnen sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung Sicherheitsleistung zu verlangen. 

B 2768 Zwei Anker, Nahrungs- u. Genußmittel-Groß- 
handels-Aktiengesellschaft vormals: The Asiatic Trading Corp. 
A. G. Danzig. Durch Hauptversammlungsbeschluß vom 
31. Dezember 1940 ist die Umwandlung der Gesellschaft auf 
Grund des Gesetzes vom 5. Juli 1934 und der Umwand- 
lungsbilanz zum 31. Oktober 1940 in eine Kommanditgesell- 
schaft mit der Firma Zwei Anker Tee-Packerei und Groß- 
handel mit Kaffee, Tee, Kakao, Senfmehl und deren 
Ersatzstoffen, Michael Wladimiroff & Co., Kommandit-Ge- 
sellschaft und dem Sitz in Danzig-Neufahrwasser erfolgt. 
Die bisherige Firma ist erloschen und hier gelöscht. — Vergl. 
10 H.-R. A 127. 

Als nicht eingetragen wird noch veröffentlicht: Den Gläu- 
bigern der Gesellschaft steht es frei, soweit sie nicht Be- 
friedigung verlangen können, binnen sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung Sicherheitsleistung zu verlangen. 


Am 5. März 1941 

B 56 Ostdeutscher Eisenkonzern Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, Danzig [Neugarten 20—21]. Die als 
Aktiengesellschaft unter der Firma Polnisch-Danziger Eisen- 
konzern, Aktiengesellschaft Polsko-Gdanski Koncern Zelaza 
S. A. unter Nr. 960 des hiesigen Handelsregisters B einge- 
tragene Gesellschaft, deren Gesellschaftsvertrag am 6. Januar 
1922 festgestellt und später mehrfach geändert ist, ist — 
nach Herabsetzung des Grundkapitals von 522200,— G um 
4200,— G auf 518 000,-— G durch den Beschluß vom 23. De- 
zember 1940 und nach Umstellung des Grundkapitals durch 
denselben Beschluß auf Grund der Umstellungsverordnung 
vom 16. Januar 1940 und der Eröffnungsbilanz zum 1. De- 
zember 1940 auf Reichsmark — auf’ Grund des Aktiengesetzes 
durch den gleichen Hauptversammlungsbeschluß vom 23. De- 
zember 1940 in eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
umgewandelt. Durch den genannten Hauptversammlungsbe- 
schluß ist zugleich der Gesellschaftsvertrag festgestellt. Ge- 
genstand des Unternehmens ist der Erwerb, die Verwaltung 
und die Veräußerung von Anteilen ‚anderer Kapitalgesell- 
schaften oder Personalgesellschaften des Eisenhandels. Stamm- 
kapital: 592000— RM. Die Gesellschaft hat einen oder 
mehrere Geschäftsführer. Wenn sie mehrere Geschäftsführer 
hat, wird sie immer durch je zwei Geschäftsführer oder 
durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem Pro- 
kuristen vertreten. Geschäftsführer: Direktor Henry Jaime, 
Direktor Herbert Herrmann, beide in Danzig. Dem Arthur 
Teichmann in Danzig ist Prokura erteilt. 

Als nicht eingetragen wird veröffentlicht: Den Gläu- 
bigern der Gesellschaft, deren Forderungen von der Bekannt- 
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machung der Eintragung der Umwandlung in das Handels- 
register begründet sind, ist, wenn sie sich binnen sechs 
Monaten nach der Bekanntmachung der Eintragung zu diesem 
Zwecke melden, Sicherheit zu leisten, soweit sie nicht Be- 
friedigung verlangen können. 2 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im 
Deutschen Reichsanzeiger. 7 

Am 6. März 1941 


B 2851 Reinhold Brambach & Sohn, Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung, Danzig. Durch Gesellschafterbeschluß 
vom 26. Februar 1941 ist die Umwandlung der Gesellschaft 
auf Grund des Gesetzes vom 5. Juli 1934 und der Umwand- 
lungsbilanz zum 1. November 1940 in eine offene Handels- 
gesellschaft mit der Firma Reinhold Brambach u. Sohn, 
Sperrholzfabrik, Sägewerk u. Holzgroßhandlung und dem Sitz 
in Danzig erfolgt. Die bisherige Firma ist erloschen und hier 
gelöscht. — Vergl. 10 H.-R. A 128. 

Als nicht eingetragen wird noch veröffentlicht: Den Gläu- 
bigern der Gesellschaft steht es frei, soweit sie nicht. Be- 
friedigung verlangen können, binnen sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung Sicherheitsleistung zu verlangen. 


B 2360 Bleihof-Handelsgesellschaft mit beschränkter 
Haftung, Danzig. Durch Gesellschafterbeschluß vom 31. De- 
zember 1940 ist die Umwandlung der Gesellschaft auf Grund 
des Gesetzes vom 5. Juli 1934 und der Umwandlungsbilanz 
zum 31. Dezember 1940 durch Uebertragung ihres Vermögens 
unter Ausschluß der Liquidation auf den alleinigen Gesell- 


"schafter, die offene Handelsgesellschaft in Firma Rud. Christ. 


Gribel in Stettin erfolgt. Die bisherige Firma ist erloschen 
und hier gelöscht. 

Als nicht eingetragen wird noch veröffentlicht: Den Gläu- 
bigern der Gesellschaft steht es frei, soweit. sie nicht Be- 
friedigung verlangen können, binnen sechs Monaten seit dieser 
Bekanntmachung Sicherheitsleistung zu verlangen. 


! Erloschen: 
Am 3. März 1941 


B 2802 Freistadtgemeindeverband Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, Zoppot. 


Kurzmeldungen 
Polizeiverordnung für den Danziger Hafen 


In der soeben erschienenen Nummer des Verordnungs- 
blattes des Reichsstatthalters ist die Polizeiverordnung für 
den Hafen Danzig vom 13. März d. Js. veröffentlicht. Sie 
tritt am 1. April d.Js. an die Stelle der von der Freien 
Stadt Danzig am 26. September 1934 erlassenen Verordnung. 
Im Gegensatz zu früher erstreckt sich das der Verordnung 
unterliegende Hafengebiet nur bis zur Kirrhakenbrücke und 
nicht mehr bis zur Schleuse Einlage. 

Eine für die Schiffahrt wichtige Änderung ist die Ein- 
führung der Seewässerstraßenordnung, die in den Seehäfen 
des‘ Altreichs gilt. Fahrregeln, Lichterführung, Signale usw. 
bestimmen sich von’ nun an nach ihr, so auch das jeden 
Bewohner Neufahrwassers in den Ohren tönende Ausweich- 
signal an der ‚Ecke des früheren Hafenbauamts. 

In.den einzelnen Vorschriften für den Hafen sind sonst 
grundlegende Änderungen nicht eingetreten. Aus der im 
Anzeigenteil abgedruckten Bekanntmachung des Reichsstatt- 
halters, Wasserstraßendirektion, ist ersichtlich, welche Auf- 
gaben dem Polizeipräsidenten (Hafenpolizeiamt) als Beauf- 
tragten der Wasserpolizeibehörde obliegen. ‚Wasserpolizeiliche 
Genehmigungen zu Einleitungen, Anlagen usw. im Hafengebiet 
erteilt das Wasserstraßenamt Danzig-Neufahrwasser. 

Mit der Hafenpolizeiverordnung wird eine neue Polizei- 
verordnung über die Annahme von Lotsen auf der See- 
wasserstraße vor Danzig und in dem Seehafen Danzig ver- 
öffentlicht, die auch durch die Einführung der Seewasser- 
straßenordnung notwendig geworden ist. 

Weiterhin ist veröffentlicht eine Anordnung, die den 
Geltungsbereich der Seewasserstraßenordnung feststellt und 
u.a. in diesem das Fischen und Ankern verbietet. 


p  — 


Von diesen Bestimmungen läßt die Hafengesellschaft eine 
Handausgabe herstellen, in der auch die von ihr heraus- 
gegebenen Bekanntmachungen über das Peilen von Kohlen 
und Holz im Danziger Hafengebiet und die Eisaufbruchord- 
nung für den Hafen mit zum Abdruck gekommen sind. 


Arbeitseinsatz in der Binnenschiffahrt 


Für das Stromgebiet der Weichsel, Netze und Warthe 
ist eine einheitliche Arbeitseinsatzorganisation geschaffen ' 
worden. Beim Landesarbeitsamt Danzig-Westpreußen be- 
steht eine besondere Bezirksvermittlungsstelle für Schiffs- 
personal, der örtlichen Vermittlungsstellen in Danzig, Elbing, 
Bromberg, Thorn, Leslau, Plock, Warschau, Pulawy, Sando- 
mierz, Krakau, Posen und Usch unterstehen. 


In diesen Tagen waren die Leiter dieser Vermittlungs- 
stellen erstmalig zu einer Arbeitstagung in Danzig ver- 
sammelt, bei der der Aufbau der Vermittlung für das 
Binnenschiffahrtspersonal eingehend behandelt wurde. 


Zu Beginn dieser Tagung gab Reg.- und Baurat Sohn 
von der Wasserstraßendirektion in Danzig ein eingehendes 
Bild über den Ausbau der Weichsel. Die Weichsel ist der 
größte Strom des deutschen Einflußgebietes, steht aber hin- 
sichtlich des Ausbaues ihrer Schiffahrt hinter den anderen 
großen Strömen noch weit zurück. Umfassende Pläne sind 
ausgearbeitet, um das in der Vergangenheit Versäumte nach- 
zuholen. Die Zeit wird nicht mehr fern sein, da. auch auf 
der Weichsel 1000 To.-Kähne den Transport der Massen, 
güter bewältigen. Das Stromgebiet soll durch den Bau von 
Talsperren und sonstigen Maßnahmen reguliert werden. Die 
Anlage von Werften für den Bau von Kähnen ist in Aus- 
sicht genommen. Pol.-Major Voß von der Wasserschutz- 
polizei behandelte vor allem die polizeilichen Bemannungs- 
vorschriften, die für die Durchführung der Weichselschiffahrt 
von besonderer Bedeutung sind. Infolge des Mangels an 
Kräften haben sie während des Krieges eine Reihe von 
Lockerungen erfahren müssen. Der Stromgebietwalter der 
DAF, Pg. Sausien, behandelte den Aufbau des Berufs- 
standes der Binnenschiffer und erwähnte u. a., daß eine Ver- 
besserung der Wohnräume auf den Schiffen erfolgen werde. 


Eingehend wurden alle Maßnahmen besprochen, die 
künftig eine einwandfreie Regelung des Arbeitseinsatzes der 
Binnenschiffer sicherstellen. Von besonderer Bedeutung für 
die Zukunft der Binnenschiffahrt ist die Zuführung geeig- 
neten Nachwuchses. Die Jugendlichen werden als Schiffs- 
jungen eingestellt und erhalten in 3jähriger Lehre eine gründ- 
liche Ausbildung, sodaß für die künftigen Aufgaben ein 
tüchtiger Berufsstand zur Verfügung stehen wird. 4 


Bücher 
RGB-Sonderband: Einzelhandel. Von Marineintendanturrat v. 


Gehlen. Verlag Deutsches Reichsgesetzbuch für In- 
dustrie, Handel und Gewerbe. RM 6,50. 


Der vorliegende Band bringt die den Einzelhandel be- 
treffenden Spezialgesetze im Wortlaut. Ein ausführliches Re- 
gister ermöglicht eine schnelle Orientierung. Neben den 
Preisvorschriften sind Abschnitte über Arbeits- und: Sozial- 
recht, Bürgerliches Recht, und insbesondere über Steuerwesen 
geeignet, dem Einzelhändler gerade in den eingegliederten 
Ostgebieten ein Rüstzeug für seinen Beruf zu sein. 


Buchführung eine Freude! Von R. Breuer. Verlag Gebr. 
Teisman, Osnabrück. RM 3,—. 

Die vorliegende Broschüre gibt eine gemeinverständliche 
Darstellung der Buchführung mit besonderer Berücksichtigung 
der Durchschreibebuchführung. Schautafeln, genaue Konten- 
pläne, Kontenrahmen für die ‘verschiedensten Betriebe sowie 
Abbildungen und sogar lustige Zeichnungen sollen den 
schwierigen Stoff dem Leser näher bringen. Das Heft dürfte 
daher besonders den Berufsnachwuchs interessieren. 


Kurt Remuss. 
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Rostin löst selbsitätig 


eingerostete Teile, unentbehrlich bei Demon- 
tage und Montage, beseitigt alle quietschen- 
den Geräusche, besonders geeignet zum 
Schmieren aller schwer zugänglichen Teile 


ROBERT POOTH & CO., Neuß a. Rhein 


Fernruf Neuß 3887 
Generalvertretung und Auslieferungslager 


Willy Palm, Danzig, Poggenpfuhl 10 


Lejen Sie die „Danziger Wirtjchafts-Zeitung“ 
mit der jtändigen Beilage „Die Sachgruppe” 


FOR INDUSTRIE 
HANDEL U, GEWERBE 


A 


DANISCH 
ENGUSCH PRANZOSISCH 
ITALIENISCH IUGOSLAWISCH! 
NIEDERLANDISCH NORWEGISCH 
POLNISCH ‚PORTUGIESISCH 
RUMANISCH RUSSISCH 
SCHWEDISCH SPANISCH 
UNGARISCH 


OBERSETZUNGEN 
SACHKUNDIGE BERATUNG" 
IN WELTHANDEISFRAGEN 
DURCH VOLLKAUFMANN . 
JÄHRIGE ERFAHRUNGEN IN DREI 
WELTTEILEN . GESCHULTE DOL- 
METSCHER BEGLEITEN FIRMEN- 


CHEFS AUF WERBEREISEN UND 


INFORMATIONSREISEN INS 
AUSLAND 
BURO FUR AUSLANDSVERKEHR 
SCHLEGELMILCH & Co., KOLN-RHEIN 
VOLKSGARTENSTR. 58 . RUF 9809 


Erzeugungsübersicht: 


Schnellarbeitsstähle 


Werkzeugstähle, legiert 


für Kalt- und Warmarbeit 


Werkzeugstähle, unlegiert 


in allen Härtegraden 


Baustähle, unlegiert u. legiert 
für den Kraftfahrzeug-, Flugzeug-, 
Motoren- und allgemeinen Maschinenbau 


„Pantanax-Stahl”, 


verschleißfest für Schwalbungen,Bagger 
u.ä., auf Abnutzung beanspruchte Teile 


Kaltwalzen / Scheren- 
messer / Zieheisen 


„Remanit-Stähle” 


rost- und säurebeständig 


„Ihermax-Stähle” 
hochhitzebeständig 


Harimetall „Titanit” 


in fertigen Werkzeugen und Plättchen 
zum Auflöten 


Edelstahlformguß 


DEUTSCHE EDELSTAHLWERKE 


AKTIENGESELLSCHAFT KREFELD 


Vertretung für Danzig-Westpreußen 


EMIL A.BAUS . G. M.B. H., DANZIG 


Gr. Gerbergasse 6-7 
Fernsprecher 23105 u. 24105 


Der leıstungsfähigste Östseehafen 
Der Großfafen für den Östen 


des Großdeutschen Reiches, das Generalgouvernement, das Protektorat Böhmen und Mähren 
Iransithafen für den Westen der UdSSR, die Slowakei, Ungarn, Rumänien, Jugoslawien, Bulgarien 


Lederhekleidung 
Wetiermäntel 


Erich Nissel 


Danziger Lederbekleidungs-Fabrikation 


Danzig, Heilige-Geist-Gasse 36 . Telefon 28267 


BEHNKE & SIEG 


Metall-Keramik Schiffsmakler und .Befrachtungsgeschätt 
Glas - Großhandel Reederei 
G. m. b. H. Gegründet 1890 
DANZIG 


Hopfengasse 30 . Fernsprecher 26671 Telegr.: Behnsieg Fernsprecher-Sammel-Nr. 235.41 


Hauptkontor: Danzig, Langer Markt 20 
Täglich Eingänge in Wirtschaftsartikeln aller Art Zweigkontore: Neufahrwasser, Olivaer Straße 33a 
. A Fernspr. 353 41/2 
Verkauf nur an Wiederverkäufer 


z i Gotenhafen, Dänischer Quai, 
Fensterglas in allen Breiten am Lager Fernspr. 1908 


Sitten und Gebräuche 
deutscher Menschen im Ostraum 


ihr politifchyes und geiftiges Leben fchildert in befonders eindringlicyer Sprache 
die gern gelefene Wlonatsfchtift „Der Deutfche im Often“. Jedem Lefer 


vermittelt fie in lebensnahen Berichten, Bildern und Erzählungen die Werte 


der Landfchaft im Often unferes Reiches, fie macht ihre Lefer mit den im 


Ofttaum lebenden Mitmenfchen bekannt. 


Durch den Verlag und deffen Zweigftellen, durch alle Buchhandlungen fowie 


durch die Doftanftalten ift die Monatsfchrift „ Der Deutfche im Often” zu beziehen. 


Bezugspreis vierteljährlich RM 350 (Einzelpreis: RM 1.50). 


‚Det Deutiche im Often’ 


im Verlag „Der Danziger Vorpoften” GmbH. 


Danzig, Elifabethkicchengaffe 11—12 


Kafemann-Drucke 
Kafemann-Klifchees 


o 
o 


_ WERTARBEIT! Gelikan 


A.W.Katemann GmbH., Danzig, Fernruf 27551 Schreibband 
f = ist ein 
Klifchees und Druck der erten Seite des Umfchlageo 


der DWZuentfammien a E | Sparband, 


dennesist 


| farbverdichtet«. 
A A Schroth | 


BUCHDRUCKEREI BUCHBINDEREI I | Außerdem hat es 
| ein griffreines Ende. 


Geschäfls- und "Werbedrucke 
für tandel und Industrie 


DANZIG Heilige-Geist-Gasse 83 
Fernsprecher 28420 Gegr. 1893 


[GÜNTHER WAGNER-DANZIG|| 


